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Über den Antrag der Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsan-

wälte GmbH, A-1010 Wien, Schottenring 19, vom 11. November 2014 auf Erteilung 

der Genehmigung zur Änderung des mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 

29. April 2014, RU4-U-641/026-2014, genehmigten Vorhabens „Windpark Gugel-

berg“ (3 Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 mit einer Nabenhöhe von 

143 m und einem Rotordurchmesser von 114 m sowie einer Nennleistung je Anlage 

von 3,17 MW und einer maximalen Einspeiseleistung des Windparks von 9,51 MW) 

in der Marktgemeinde Gaweinstal inklusive aller damit im Zusammenhang stehenden 

Begleitmaßnahmen wird gemäß § 18b Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000, 

UVP-G 2000, und unter Anwendung der für die Ausführung des Vorhabens erforder-

lichen materiellen Genehmigungsbestimmungen wie folgt entschieden: 

Spruch 

III Genehmigung der Änderung gemäß § 18b Umweltvert räglichkeitsprü-

fungsgesetz 2000 (UVP-G 2000) 

Der Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte GmbH, A-

1010 Wien, Schottenring 19, wird die Genehmigung zur Änderung des mit Bescheid 

der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-2014, genehmigten 

Vorhabens „Windpark Gugelberg“ durch (Errichtung und Betrieb der Maßnahmen)  

a) Änderung der WEA-Type von Senvion (Repower) 3.2M114 auf Vestas V112 – 

3,3 MW 

b) Änderung der Gesamtleistung des Windparks von 9,51 MW auf 9,9 MW 

c) Anpassung der Montageflächen aufgrund der neunen WEA Type 

d) Änderung der Verkabelung der Eiswarntafeln 

e) Anpassung des Erdkabels im Bereich der Autobahnquerung 

f) Errichtung einer Schaltstation inkl. Blindleistungskompensationsanlage 
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inklusive aller damit im Zusammenhang stehenden Begleitmaßnahmen in der Markt-

gemeinde Gaweinstal und der Stadtgemeinde Mistelbach, im Verwaltungsbezirk Mis-

telbach erteilt. 

Die Anlagen sind entsprechend der Vorhabensbeschreibung (zusammenfassend 

Pkt III.5) sowie den Projektunterlagen, die mit einer Bezugsklausel versehen sind, 

auszuführen und zu betreiben.  

Die unten angeführten Auflagen (Pkt III.3) sind bei Errichtung und Betrieb der Anlage 

einzuhalten. 

Soweit die Zustimmung Dritter für das Vorhaben notwendig ist, wird die Genehmi-

gung unter dem Vorbehalt des Erwerbs der entsprechenden Rechte erteilt. 

Diese Genehmigung wird entsprechend den mit anzuwendenden materienrechtlichen 

Genehmigungsvoraussetzungen wie folgt konkretisiert: 

(Hinweise: Soweit in diesem Bescheid keine abweiche nden Regelungen getrof-

fen werden, bleibt der Bescheid der NÖ Landesregier ung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, weiterhin aufrecht.) 

III.1 Ausnahmebewilligung gemäß § 11 Elektrotechnik gesetz 1992 

Für die gegenständlichen Windenergieanlagen der Type Vestas V112 – 3,3 MW wird 

die Ausnahmegenehmigung von der Verpflichtung gemäß dem Punkt 6.5.4 (Flucht-

weglänge) und Punkt 6.5.5 Abs. 6 (Dimensionierung der Zugangstüre zu Hochspan-

nungsanlagenräumen) der mit Elektrotechnikverordnung verbindlich erklärten elektro-

technischen Sicherheitsvorschriften ÖVE/ÖNORM E 8383 betreffend Fluchtwege in 

Hochspannungsanlagen erteilt. 

III.2 Forstrechtlicher Konsens 

III.2.1 Dauernde Rodungen im Ausmaß von 2.694 m² (A nlagenstandorte und 

Zuwegung) 

Die dauernde Rodung wird entsprechend der in der Vorhabensbeschreibung ange-

führten Flächenbilanz (Pkt III.5.2.5) genehmigt. 
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III.2.2 Vorübergehende (Befristete) Rodungen im Aus maß von 2.136 m² (Anla-

genstandorte und Zuwegung) 

Die vorübergehende (befristete) Rodung wird entsprechend der in der Vorhabensbe-

schreibung angeführten Flächenbilanz (Pkt III.5.2.5) genehmigt. 

III.2.3 Rodungszweck 

Die dauernden Rodungen und die vorübergehende Rodungen sind an den Zweck 

der ausschließlichen Verwendung der in der Vorhabensbeschreibung angeführten 

Flächen zur Umsetzung (Errichtung und Betrieb) des beantragten Vorhabens „Wind-

park Gugelberg“ gebunden. 

Rodungszweck ist die Umsetzung (Errichtung und Betrieb) des Vorhabens „Windpark 

Gugelberg“ samt aller erforderlichen Nebeneinrichtungen und Maßnahmen.  

III.2.4 Fristen 

Die Fristen werden unter Spruchteil III.4 verfügt. 

III.3 Auflagen 

III.3.1 Bautechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.1 Bautechnik 

I.4.1.1 Das gesamte Projekt ist entsprechend den vorgelegten Unterlagen plan-, 

sach- und fachgemäß von hierzu befugten Unternehmen und Personen auszuführen. 

I.4.1.2 Die Ausführung der Fundierung ist zu dokumentieren. Je nach Gründungsart 

sind eine Bodenbeschau, Abnahmen von eventuellen Bodenverbesserungen, even-

tuell Lastversuche, dynamische Pfahl-Integritätsmessungen usw. durchzuführen. Die 

Protokolle und Dokumentationen sind zur Einsichtnahme durch die Behörde bereit-

zuhalten. 
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I.4.1.3 Vor dem Betonieren der Fundamente ist die plan- und fachgerechte Verlegung 

der Bewehrung von einer fachlich qualifizierten Person abzunehmen (Bewehrungs-

abnahme) und in einem Abnahmeprotokoll zu bestätigen. Die Abnahmeprotokolle 

oder eine Bestätigung über die plan- und fachgerechte Bewehrung sind zur Einsicht-

nahme durch die Behörde bereitzuhalten. 

I.4.1.4 Der Beton für die Fundamente ist nach den einschlägigen ÖNORMEN her-

zustellen. Weiters ist eine normgemäße Qualitätsprüfung (ldentitätsprüfung) gemäß 

ÖNORM B 4710-1 durchzuführen. Entsprechende Nachweise über die Herstellung 

bzw. Herkunft des Betons sind zur Einsichtnahme durch die Behörde bereit-zuhalten.  

I.4.1.5 entfällt 

I.4.1.6 Die Türme der Windkraftanlagen einschließlich der Schraubverbindungen und 

der Betonfertigteilverbindungen sind nach Fertigstellung durch einen hierzu befugten 

Fachmann abzunehmen. Die plan- und fachgerechte Herstellung ist in einem Ab-

nahmeprotokoll zu bestätigen. Das Abnahmeprotokoll oder eine Annahmebestäti-

gung ist zur Einsichtnahme durch die Behörde bereitzuhalten. Weiters ist eine Bestä-

tigung eines hierzu Befugten vorzulegen, aus der hervor geht, dass die errichteten 

Windkraftanlagen in Hinblick auf Belastungsannahmen (standortbezogen) und Be-

messung den aktuellen Österreichischen Normen (Eurocodes) genügen. 

I.4.1.7 ln allen Bereichen, die auch ohne Rettungsgeschirr begangen werden (Turm-

fuß), sind Absturzsicherungen mit einer Höhe von mindestens 1,0 Meter und mit zu-

mindest einer Brustwehr und einer Mittelwehr herzustellen. 

I.4.1.8 ln der Gondel dürfen keine die Sicht behindernde Mittel der ersten Löschhilfe 

(Handfeuerlöscher), z.B. Pulverlöschgeräte, positioniert und eingesetzt werden. 

I.4.1.9 Der Turmkeller darf nur nach vorheriger Durchlüftung betreten werden. 

I.4.1.10 Die Anlagen sind zu nummerieren bzw. zu bezeichnen. Die Nummern bzw. 

Bezeichnungen sind für das Servicepersonal gut sichtbar dauerhaft anzubringen.  

I.4.1.11 Für den gesamten Windpark ist ein Notfallplan (Brandschutzplan, Rettungs-

plan, Sicherheitsplan, Fluchtwegplan) zu erstellen. Dieser Plan hat zumindest Fol-

gendes zu beinhalten: 
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a) Ausschnitt aus der ÖK 1:50.000, mit zumindest folgendem Inhalt: 

b) Windkraftanlagen mit Nummerierung 

c) benachbarte Windkraftanlagen und Windparks 

d) Zufahrtswege für Lösch- und Rettungsfahrzeuge ab den umliegenden Haupt-

verkehrsstraßen 

e) Anweisungen für die Feuerwehr bei möglichen Brandereignissen (Brand in der 

Gondel, Trafobrand, usw.) 

f) Fluchtmöglichkeiten aus der Windkraftanlage, Leitern, Stiegen, usw. 

g) Rettungsmöglichkeiten von Personen aus der Windkraftanlage 

h) Lage und Art der Feuerlöscher 

i) Koordinaten der einzelnen Anlagen. WGS84-Koordinaten, ev. auch Gauß-

Krüger - Koordinaten 

j) Verantwortliche Personen mit Telefonnummern, Telefonnummern von Rettung 

und Feuerwehr 

Dieser Plan kann auch gleichzeitig Sicherheitsplan mit den dort zusätzlich notwendi-

gen Eintragungen sein.  

ln jeder Windkraftanlage ist jeweils ein Exemplar des Planes aufzubewahren.  

Ein weiteres Exemplar ist nachweislich der örtlich zuständigen Feuerwehr zu über-

mitteln. 

I.4.1.12 Nach Fertigstellung der Bauvorhaben sind der Genehmigungsbehörde die 

in den Auflagen 1. bis 11. genannten Unterlagen und Nachweise zur Einsichtnahme 

im Rahmen der Fertigstellungsanzeige vorzulegen.   

Diese Nachweise müssen so geführt und aufgelistet werden, dass eine eindeutige 

und nachvollziehbare Zuordnung zu den einzelnen im Befund angeführten Objekten 

gegeben ist. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 
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III.3.1.1 Vor Baubeginn ist für die Ausnahmegenehmigung die Risikoanalyse und –

bewertung mit Begleitdokumenten (Maßnahmen und Arbeitsanweisungen) vorzule-

gen und in die Betriebsanweisung einzuarbeiten. 

III.3.1.2 Im Turmfuß im Bereich der Befahranlage bzw. Aufstiegsleiter zum Maschi-

nenhaus ist je Wartungspersonal ein Sauerstoffselbstretter (mind. 60 Minuten) be-

reitzustellen und beim Aufstieg mitzuführen.  

III.3.1.3 Das Gebäude der neuen Schaltstation ist nach den einschlägigen Normen zu 

errichten und nach Fertigstellung durch einen unabhängigen befugten Fachmann ab-

zunehmen. 

III.3.1.4 Die Schaltstation ist für das Betreten von Unbefugten zu sichern und mit 

Warnschildern zu versehen. 

III.3.1.5 In der Schaltstation ist ein Feuerlöscher der Type K2 aufzustellen und alle 2 

Jahre zu überprüfen. 

III.3.1.6 Die Schaltstation ist in den Notfallplan des gesamten Windpark zu integrie-

ren. 

III.3.1.7 Für die Schaltstation ist eine Betriebsanleitung zu erstellen und vor Ort auf-

zulegen. Das Betreten der Anlage ist nur durch unterwiesenes Fachpersonal zuläs-

sig. 

III.3.2 Elektrotechnik 

III.3.2.1 Es ist für die projektsgegenständlichen elektrischen Anlagen ein Anlagen-

buch im Sinne der ÖVE/ÖNORM E 8001-6-63 anzulegen und zur Einsichtnahme be-

reitzuhalten. In diesem Anlagenbuch muss der Anlagenbetreiber gemäß Ö-

VE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, welcher die Gesamtverantwortung für 

den sicheren Betrieb der elektrischen Anlagen hat, schriftlich festgehalten sein. 

Sämtliche Prüfungen im Zuge der Inbetriebnahme der Anlagen, die wiederkehrenden 

Überprüfungen und die entsprechend den Anforderungen des Herstellers durchzu-

führenden Wartungsarbeiten sind im Anlagenbuch zu dokumentieren. Das Anlagen-

buch muss stets auf aktuellem Stand gehalten werden.  

III.3.2.2 Vom Anlagenbetreiber gemäß ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-

01, oder einer von ihm hiezu beauftragten fachlich geeigneten Person gemäß § 12 

Elektrotechnikgesetz ist zu prüfen und im Anlagenbuch zu vermerken, dass alle in 

den elektrotechnischen Auflagen des Bewilligungsbescheides geforderten Nachwei-

se vollständig vorhanden sind und die elektrotechnischen Auflagen des Bewilli-
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gungsbescheides erfüllt sind. Sämtliche Bestätigungen, Befunde bzw. Nachweise zur 

Erfüllung der elektrotechnischen Auflagen müssen mit einem eindeutigen Bezug auf 

den Bewilligungsbescheid versehen sein und sind zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.3 Arbeiten und Tätigkeiten für die Errichtung des gegenständlichen Wind-

parks im Bereich der Windenergieanlagen WEA GB 2 und WEA GB 3 dürfen erst 

dann begonnen werden, nachdem das im Nahbereich dieser Windenergieanlagen 

verlaufende 20-kV-Freileitungsteilstück der Netz Niederösterreich GmbH vollständig 

projektsgemäß (siehe Projektsunterlagen zum Bescheid RU4-U-641/026-2014 vom 

29.04.2014 und Projektsunterlagen zum gegenständlichen Änderungsverfahren) ab-

getragen wurde. 

III.3.2.4 Für Arbeiten und Tätigkeiten im Bereich der nach Abtragung gemäß Aufla-

gepunkt 3 verbleibenden 20-kV-Feileitungsteilstücke der Netz Niederösterreich 

GmbH, welche im Bereich des Windparks verlaufen, ist ein Sicherheitskonzept in Ab-

stimmung mit der Netz Niederösterreich GmbH zu erstellen und einzuhalten (betrifft 

insbesondere Bauphase). 

III.3.2.5 Für allfällige Stromversorgungen mit Stromerzeugungsaggregaten, die wäh-

rend der Bauphase eingesetzt werden, ist durch eine gemäß § 12 Elektrotechnikge-

setz fachlich geeignete Person zu dokumentieren, dass diese Stromversorgungen 

den SNT-Vorschriften – insbesondere ÖVE-EN 1, Teil 4, § 53 – entsprechen, be-

stimmungsgemäß verwendet werden und mit ordnungsgemäß funktionierenden 

Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag ausgestattet sind. 

III.3.2.6 Eine aktuelle Netzzugangsvereinbarung für den gegenständlichen Wind-

park mit Angabe der Engpassleistung ist zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.7 Es ist ein Betriebsführungsübereinkommen, in welchem die erforderlichen 

Abstimmungen bzw. Abgrenzungen für die Betriebsführung zwischen dem Betreiber 

des Windparks und dem Verteilnetzbetreiber Netz Niederösterreich GmbH festgelegt 

sind, zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.8 Die Einhaltung der „Technischen und Organisatorischen Regeln“ (TOR) der 

Energie-Control Austria für den Parallelbetrieb der Erzeugungsanlagen mit dem Ver-

teilnetz der Netz Niederösterreich GmbH ist durch den Hersteller der Windenergiean-

lagen zu bestätigen und zu dokumentieren. Die ordnungsgemäße Einstellung der 
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Netzentkupplungsschutzeinrichtungen im Einvernehmen mit der Netz Niederöster-

reich GmbH und die Einhaltung der Parallellaufbedingungen sind nachzuweisen. 

III.3.2.9 Die ordnungsgemäße Ausführung und Einstellung der Schutzeinrichtungen 

in den betroffenen 30-kV-Netzabzweigen (Kurzschlussschutz, Überstromschutz, Erd-

schlusserkennung und -abschaltung, etc.) ist im Einvernehmen mit dem Verteilnetz-

betreiber Netz Niederösterreich GmbH zu kontrollieren und durch eine fachlich ge-

eignete Person gemäß § 12 Elektrotechnikgesetz zu dokumentieren. Es ist im Anla-

genbuch aktuell schriftlich festzuhalten, welche Person für den Betrieb, die Einstel-

lung und Wartung dieser Schutzeinrichtungen verantwortlich ist und welche fachliche 

Ausbildung die verantwortliche Person aufweist. 

III.3.2.10 Es ist ein Gutachten eines Ziviltechnikers für Elektrotechnik über die Über-

einstimmung der projektsgegenständlichen Windenergieanlagentype VESTAS V112 

mit den in Österreich mit Elektrotechnikverordnung verbindlich erklärten SNT-

Vorschriften (unter Berücksichtigung einer Ausnahmebewilligung gemäß § 11 Elekt-

rotechnikgesetz) zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.11 Für die Eiswarntafeln (Warnleuchten) ist eine entsprechende, ausreichend 

dimensionierte Notstromversorgung auszuführen. Über die Stromversorgung (Allge-

meine Stromversorgung und Notstromversorgung) bzw. Verkabelung für die Eiswarn-

tafeln (Warnleuchten) ist eine detaillierte Ausführungs- und Prüfdokumentation zu er-

stellen, welche zumindest folgende Punkte umfassen muss: 

a) Nachvollziehbarer Nachweis über entsprechende, ausreichend dimensionierte 

Notstromversorgung 

b) Nachvollziehbare Darlegung, dass die gewählten Schutzmaßnahmen gegen 

elektrischen Schlag für die Allgemeine Stromversorgung und die Notstromver-

sorgung gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-1 ausgeführt sind (Hinweis: Als Beson-

derheit ist das ausgedehnte nichtöffentliche Niederspannungsnetz zu beach-

ten.) 

c) Dokumentation über mangelfreie Erstprüfung gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-6-

61 für Allgemeine Stromversorgung und Notstromversorgung 

d) mehrpoliges Übersichtsschaltbild 



 

 
Seite 14 von 98 

e) Bestätigung über Einhaltung der ÖVE/ÖNORM E 8120 unter Berücksichtigung 

allfällig betroffener bestehender Einbauten und Anlagen 

f) Ausführungsplan über die Kabellage mit Darstellung allfällig betroffener beste-

hender Einbauten und Anlagen 

Diese Ausführungs- und Prüfdokumentation ist ins Anlagenbuch aufzunehmen. 

III.3.2.12 Die Schaltstation ist derart aufzustellen, dass im äußeren Nahbereich der 

Schaltstation ausreichende ebene Zugangs-, Bedienungs- und Fluchtwegbereiche 

gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 und ÖVE-EN 1 Teil 2a bzw. ÖVE/ÖNORM E 8001-2-

30 vorhanden sind. 

III.3.2.13 Über die Maßnahmen für die Hochspannungsschaltanlagen im Störlichtbo-

genfall in den Windenergieanlagen und in der Schaltstation sind folgende Unterlagen 

zur Einsichtnahme bereitzuhalten: 

a) Genaue Beschreibung der ausgeführten Maßnahmen und Anlagen einschließ-

lich „Lichtbogenzeitbegrenzung“ bzw. „Lichtbogenunterdrückung“ und „Diffusor“ 

bzw. „Absorber“ 

b) Vorlage der zugehörigen Prüfbescheinigung für die verwendete Schaltanlage 

einschließlich „Lichtbogenzeitbegrenzung“ bzw. „Lichtbogenunterdrückung“ und 

„Diffusor“ bzw. „Absorber“ sowie Bestätigung, dass die zugehörigen Aufstell- 

und Einbaubedingungen in den gegenständlichen Windenergieanlagen und in 

der gegenständlichen Schaltstation den Anforderungen der Prüfbescheinigung 

bzw. der geprüften Anordnung entsprechen 

III.3.2.14 Die ordnungsgemäße Ausführung folgender Anlagen bzw. Maßnahmen ist 

vom Hersteller ausdrücklich zu bestätigen, und die mangelfreie Erstprüfung bzw. po-

sitive Funktionsprüfung ist im Zuge der Inbetriebsetzung zu dokumentieren: 

a) Sicherheitssysteme der Windenergieanlagen (NOT-AUS/NOT-HALT, Haupt-

schalter, Notverstellung durch Überdrehzahlschalter, Notabschaltung bei NOT-

AUS, Notbremsung bei NOT-HALT, Lichtbogensensor – Abschaltung, Rauch-

detektion – Alarmierung, Fernüberwachung SF6-Gasdruck, usw.) 
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b) USV-  bzw. Akkuversorgungen, insbesondere für die „Anlagenbefeuerung“, die 

Notbeleuchtung, die Fernschaltung des Trafos, die Notversorgung der Blattver-

stellsysteme, die Anlagensteuerung und die Fernüberwachung sowie Aufstel-

lung sämtlicher Batterien gemäß ÖVE/ÖNORM EN 50272-2 

c) Notbeleuchtung 

d) Hochspannungsanlagen in Übereinstimmung mit ÖVE/ÖNORM E 8383 unter 

Berücksichtigung einer Ausnahmebewilligung gemäß § 11 Elektrotechnikgesetz 

e) Niederspannungsanlagen in Übereinstimmung mit den jeweils zutreffenden Tei-

len von ÖVE/ÖNORM E 8001 und ÖVE-EN 1, unter anderem ÖVE/ÖNORM E 

8001-6-61 

f) Schutzmaßnahmen gegen direktes Berühren sowie Breite und Höhe der Bedi-

engänge und Fluchtwege in Übereinstimmung mit ÖVE/ÖNORM E 8383 und 

den jeweils zutreffenden Teilen von ÖVE/ÖNORM E 8001 und ÖVE-EN 1 

g) Wirksamkeit der Schutzmaßnahmen gegen elektrischen Schlag sowohl für die 

Hochspannungsanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 als auch für die Nieder-

spannungsanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 8001-1 

h) ausreichende Lüftung für die Trafos und Leistungsschränke zur Abfuhr der ent-

stehenden Abwärme  

i) Brandklasse F1 der Trockentransformatoren in den Windenergieanlagen 

j) Öldichtheit und ausreichende Dimensionierung der Ölauffangvorrichtung unter-

halb des Trafoaufstellplatzes des Transformators in der Schaltstation 

k) Stochersicherheit sämtlicher Lüftungsöffnungen der Schaltstation 

l) äußere und innere Blitzschutz-Maßnahmen sowie Überspannungsschutz-

Maßnahmen unter Einhaltung der Anforderungen an Blitzschutzklasse I mit An-

gabe der angewandten Normen 

m) Einbau von Überspannungsableitern bei jeder 30-kV-Schaltanlage im windpark-

internen Netz 
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n) ausreichende Erdung der Anlagen für die Schutzmaßnahmen gegen elektri-

schen Schlag sowie für Überspannungsschutz und Blitzschutz, mit Angaben 

über die Art der Erdungsanlagen und die messtechnisch ermittelten Erdüber-

gangswiderstände 

o) vollständige Beschriftung der elektrischen Anlagen in Übereinstimmung mit den 

Plänen, insbesondere aller Schalt-, Verteil- und Leistungsschränke, Schaltein-

richtungen und Leitungsabgänge 

Hinweis zu Auflagepunkt 14:  

Die Bestätigungen und Nachweise sind zur Einsichtnahme bereitzuhalten und müs-

sen die jeweils betroffenen Anlagenteile umfassen, d.h. zutreffendenfalls auch die 

Schaltstation. So muss z.B. die Bestätigung zu Auflagepunkt 14.f) die Windenergie-

anlagen und die Schaltstation umfassen. 

III.3.2.15 Die Windenergieanlagen und die Schaltstation sind als abgeschlossene 

elektrische Betriebsstätten entsprechend ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-

10-01, zu betreiben und versperrt zu halten. Das Betreten dieser Anlagen darf nur 

hiezu befugten Personen (Fachleuten oder mit den Gefahren der elektrischen Anla-

gen vertrauten Personen) ermöglicht werden. 

III.3.2.16 Die Zugangstüren zu den Windenergieanlagen und zur Schaltstation müs-

sen den Zutritt Unbefugter verhindern und von innen jederzeit (d.h. auch im versperr-

ten Zustand) ohne besondere Hilfsmittel und ohne großen Kraftaufwand zu öffnen 

sein. An den Zugangstüren zu den Windenergieanlagen und zur Schaltstation sind 

Hochspannungswarnschilder sowie Hinweise auf die elektrische Betriebsstätte und 

das Zutrittsverbot für Unbefugte anzubringen. 

III.3.2.17 In den Windenergieanlagen und in der Schaltstation sind jeweils die 5 Si-

cherheitsregeln nach ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, und die Anlei-

tungen nach ÖVE/ÖNORM E 8351 (Erste Hilfe bei Unfällen durch Elektrizität) anzu-

bringen. Außerdem sind bei den Hochspannungsschaltanlagen in den Windenergie-

anlagen und in der Schaltstation Übersichtsschaltbilder auszuhängen, welche das 

gegenständliche 30-kV-Netz darstellen. Die Überspannungsschutzeinrichtungen sind 

in den Übersichtsschaltbildern darzustellen und auch vor Ort durch entsprechende 

Beschriftungen an den Schaltfeldern erkenntlich zu machen. Weiters müssen klare 
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Warnhinweise bei den Schaltanlagen in dauerhafter Form angebracht werden, damit 

Fehlschaltungen (z.B. unbeabsichtigte Bespannung freigeschalteter oder geerdeter 

Anlagenteile) verhindert werden, soweit solche Fehlschaltungen nicht durch techni-

sche Verriegelungen verhindert sind. 

III.3.2.18 Vor Durchführung von Grab- oder Kabelverlegungsarbeiten ist das Einver-

nehmen mit den Betreibern der im Bereich der projektsgegenständlichen Anlagen 

vorhandenen sowie geplanten Anlagen und Einbauten (unter anderem für Annähe-

rung der projektsgegenständlichen 30-kV-Kabelleitung an Erdungsanlagen von Mas-

ten der bestehenden 110-kV-Freileitung der Netz Niederösterreich GmbH) hinsicht-

lich Abständen und erforderlicher Schutzmaßnahmen unter Einhaltung der einschlä-

gigen Regelwerke herzustellen, sinngemäß auch für firmeninterne Annäherung von 

Anlagen bzw. Einbauten des Betreibers des Windparks. Die erforderlichen Maßnah-

men unter Einhaltung der einschlägigen Regelwerke sind durchzuführen und zu do-

kumentieren. Über die Einhaltung dieses Auflagepunktes ist eine Gesamtbestätigung 

zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.19 Die Kabelverlegung hat entsprechend den Bestimmungen der Ö-

VE/ÖNORM E 8120, Ausgabe 2013-08-01, zu erfolgen, wobei die im Projekt ange-

führten Verlegungstiefen zu beachten sind. Diesbezüglich ist eine Bestätigung der 

ausführenden Fachfirma oder jener fachkundigen Person, welche die Verlegungsar-

beiten überwacht hat, vorzulegen. 

III.3.2.20 Die genaue Lage der erdverlegten Kabel ist in Bezug zu Fixpunkten bzw. 

mittels Koordinaten einzumessen und in Ausführungsplänen zu dokumentieren. Die-

se Pläne sind zur Einsichtnahme aufzubewahren. 

III.3.2.21 Die Norm ÖVE/ÖNORM E 8850 ist einzuhalten. Die im Betrieb der Anlagen 

tatsächlich auftretenden elektrischen Feldstärken und magnetischen Flussdichten 

sind im äußeren Nahbereich der Windenergieanlagen beim Turmfuß und im Innenbe-

reich der Windenergieanlagen sowie in der Schaltstation und im äußeren Nahbereich 

der Schaltstation entsprechend ÖVE/ÖNORM E 8850 nachvollziehbar dokumentiert 

zu bewerten. Weiters ist zu dokumentieren, ob bzw. welche (technische und/oder or-

ganisatorische) Maßnahmen zur Einhaltung der gemäß ÖVE/ÖNORM E 8850 vorge-

gebenen maximal zulässigen Werte erforderlich waren. 
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III.3.2.22 Der Betreiber der elektrischen Anlagen (Windenergieanlagen, Schaltstation, 

Erdungen, Kabelleitungen, Schalteinrichtungen,…) hat für die Betreuung, Wartung 

und Instandhaltung eine fachlich geeignete Person im Sinne des Elektrotechnikge-

setzes bzw. gemäß ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, heranzuziehen. 

Diese Person muss inklusive ihrer fachlichen Eignung im Anlagenbuch aktuell schrift-

lich festgehalten sein. Für Arbeiten an den elektrischen Anlagen, wie z.B. Behebung 

von Störungen, dürfen nur hiezu befugte Fachleute im Sinne des Elektrotechnikge-

setzes herangezogen werden. 

III.3.2.23 Die elektrischen Anlagen sind entsprechend den Angaben des Herstellers 

zu warten und wiederkehrend zu überprüfen. Jedenfalls ist eine wiederkehrende 

Überprüfung der gesamten elektrischen Anlagen einschließlich äußerer und innerer 

blitzschutztechnischer sowie überspannungsschutztechnischer Maßnahmen längs-

tens alle 3 Jahre – im Sinne der derzeit geltenden Elektroschutzverordnung 2012 – 

durch eine fachkundige und hiezu befugte Person vornehmen zu lassen und zu do-

kumentieren. 

III.3.2.24 Die Norm ÖVE/ÖNORM EN 50110, Ausgabe 2014-10-01, ist einzuhalten. 

III.3.2.25 Für die Windenergieanlagen sind entsprechende Konformitätserklärungen 

zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.26 In den Windenergieanlagen ist im Falle von Kurzschlüssen in der Hoch-

spannungsanlage sowie bei Erdschlüssen am Transformator, an der Transformator-

anschlussleitung und im Transformatorabgangsfeld der Schaltanlage die Stromfluss-

dauer durch schnell wirkende Abschaltvorrichtungen zuverlässig zu minimieren, so-

dass eine Gesamtausschaltzeit von 180 ms keinesfalls überschritten wird. Über die 

ordnungsgemäße Ausführung der dafür erforderlichen Erkennungs- und Abschaltein-

richtungen ist ein Nachweis zur Einsichtnahme bereitzuhalten. Im Zuge der Inbe-

triebnahme ist die Funktion der schnell wirkenden Abschaltungen zu überprüfen und 

sind die Ausschaltzeiten zu dokumentieren.   

III.3.2.27 Im Falle eines Störlichtbogens im Kellerbereich der Windenergieanlagen 

muss eine Führung der Lichtbogengase in den Turm der Windenergieanlage zuver-

lässig verhindert sein. Der Keller der Windenergieanlagen darf nur nach ordnungs-

gemäßer Freischaltung der Windenergieanlage sowie nach Absaugung und Entsor-
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gung allfällig vorhandener Lichtbogengase betreten werden, wobei vor Beginn der 

Errichtung der Windenergieanlagen die zugehörigen Unterlagen – insbesondere Be-

dienungsanleitungen, Arbeitsanweisungen und Risikoanalyse für die gegenständli-

chen Windenergieanlagen – hinsichtlich dieser Bedingungen für das Betreten des 

Kellers der Windenergieanlagen entsprechend zu adaptieren und der Behörde zu 

übermitteln sind. Über die Einhaltung des gegenständlichen Auflagepunktes ist eine 

Bestätigung zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.28 Es ist ein Nachweis des Kabelherstellers zur Einsichtnahme aufzulegen, 

dass die in den Windenergieanlagen ausgeführten Hochspannungskabel gemäß EN 

60332-1-2, Ausgabe 2004, selbstverlöschend sind. 

III.3.2.29 Die einwandfreie Ausführung der Kabelendverschlüsse (Teilentladungsfrei-

heit) der Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen ist durch Teilentladungs-

messungen nach einem geeigneten Verfahren, z.B. auf Ultraschallbasis, vor Inbe-

triebnahme nachzuweisen und zu dokumentieren. Die Teilentladungsfreiheit der 

Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen inklusive der Endverschlüsse ist 

wiederkehrend im Abstand von höchstens 5 Jahren zu überprüfen. Über alle Teilent-

ladungsmessungen sind die Prüfprotokolle zur behördlichen Einsichtnahme bereitzu-

halten und für die Dauer des Bestehens der Anlage aufzubewahren. 

III.3.2.30 Es ist eine erläuternde Bestätigung darüber zur Einsichtnahme bereitzuhal-

ten, dass für die Hochspannungskabel in den Windenergieanlagen der Mindestbiege-

radius gemäß Herstellerangaben eingehalten wurde. 

III.3.2.31 Es ist eine Dokumentation darüber zur Einsichtnahme bereitzuhalten, dass 

die Hochspannungskabel im Turm der Windenergieanlagen gemäß ÖVE/ÖNORM E 

8383, Punkt 7.1.1 und 7.1.2 so befestigt wurden, dass ein Schutz gegen direktes Be-

rühren durch Umhüllung und Abstand oder ausschließlich durch Umhüllung gegeben 

ist sowie dass an der Umhüllung bzw. im Bereich des Hochspannungskabels deutlich 

sichtbare Hochspannungswarnschilder ausreichend vorhanden sind. Dabei muss die 

„Umhüllung“ eine Vorrichtung sein, welche nicht Teil des Hochspannungskabels ist.  

III.3.2.32 Es ist ein Nachweis darüber zur Einsichtnahme bereitzuhalten, dass die 

projektsgegenständlichen Hochspannungsanlagen – unter anderem die Hochspan-

nungskabel in den Windenergieanlagen – gemäß ÖVE/ÖNORM E 8383 den thermi-
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schen und dynamischen Auswirkungen eines Kurzschlussstromes sicher standhal-

ten.  

III.3.2.33 In den Gondeln der Windenergieanlagen ist permanent eine plombierte Ab-

seilvorrichtung aufzubewahren. Dies ist durch entsprechende organisatorische Maß-

nahmen sicherzustellen. 

III.3.2.34 In der Betriebsvorschrift ist zu regeln, dass bei Wartungs- und Reparaturar-

beiten in den Windenergieanlagen immer zwei Personen in der Windenergieanlage 

anwesend sein müssen, von denen eine Person in der Lage sein muss, im Notfall 

sofortige Maßnahmen setzen zu können. Arbeitet eine Person im Turmkeller, muss 

sich die zweite Person im Eingangsbereich aufhalten, um die Sicherheit überwachen 

und erforderlichenfalls Hilfsmaßnahmen ergreifen zu können. Die Einhaltung dieses 

Auflagepunktes ist durch entsprechende organisatorische Maßnahmen sicherzustel-

len. 

III.3.2.35 Aufbauend auf die Maßnahmen der Ausnahmebewilligung gemäß § 11 

Elektrotechnikgesetz und die zu der vorliegenden Risikoanalyse im Projekt enthalte-

nen Maßnahmen zur Risikoreduzierung ist eine Risikobeurteilung für die projektsge-

genständliche Windenergieanlagentype zu erstellen. Diese Risikobeurteilung ist ent-

sprechend der ÖNORM EN ISO 12100, Ausgabe 2013-10-15, zu erstellen, wobei die 

technischen Maßnahmen zur Risikoreduzierung spätestens bei Baubeginn und die 

organisatorischen Maßnahmen spätestens bei Inbetriebnahme schriftlich festgelegt 

sein müssen. Eine übersichtliche Darstellung der Risikoanalyse, der technischen und 

der organisatorischen Maßnahmen zur Risikoreduzierung, die Risikobewertung und 

schließlich die Beurteilung der Maßnahmen sind zur Einsichtnahme durch die Behör-

de auf Bestandsdauer der Anlagen zur Verfügung zu halten. 

III.3.2.36 Die Nachevaluierung des Sicherheitskonzeptes der Windenergieanlagen im 

Hinblick auf ein mögliches Brandgeschehen ist durch eine unabhängige Prüfstelle zu 

beurteilen bzw. zu vidieren. Eine diesbezügliche Bestätigung der unabhängigen Prüf-

stelle, die auch die ausdrückliche Aussage umfasst, dass die Schutzziele der Ö-

VE/ÖNORM E 8383, Punkt 6.5.4 Abs. 9 gleichwertig realisiert sind, ist der Behörde 

vor Errichtung der Windenergieanlagen zu übermitteln. Ein nachvollziehbarer Prüfbe-

richt im Sinne des § 7 der ÖNORM EN ISO 12100, Ausgabe 2013-10-15, ist bereit-

zuhalten, und das Ergebnis der Evaluierung ist bei Errichtung und Betrieb der Anla-
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gen zu berücksichtigen. Im Prüfbericht ist auch nachvollziehbar zu machen, dass ne-

ben den organisatorischen Maßnahmen auch die „bauliche“ Ausgestaltung des 

Fluchtweges als weiterhin mit tolerierbarem Risiko verknüpft angesehen wird. 

III.3.2.37 Über die Ausführung der Windenergieanlagen gemäß den aus der Risiko-

beurteilung abgeleiteten technischen Maßnahmen sowie die Übergabe der Doku-

mentation über die aus der Risikobeurteilung abgeleiteten technischen und organisa-

torischen Maßnahmen an den Betreiber des Windparks ist eine Bestätigung des Her-

stellers der Windenergieanlagen zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

III.3.2.38 Das Betreten der Windenergieanlagen ist nur durch Personen zulässig, die 

in der Anwendung der persönlichen Schutzausrüstungen ausgebildet und für die 

Evakuierung im Notfall sowie hinsichtlich der vom Hersteller formulierten organisato-

rischen Maßnahmen unterwiesen sind. 

III.3.2.39 Die Bedienung der Windenergieanlagen darf nur durch entsprechend un-

terwiesene Personen erfolgen. Die Betriebsanleitung, in welcher auch Hinweise über 

Verhaltensmaßnahmen bei gefährlichen Betriebszuständen enthalten sein müssen, 

sind bei den Windenergieanlagen aufzubewahren, ebenso für jede Windenergieanla-

ge ein Servicebuch. In diese Servicebücher sind jene Personen oder Firmen einzu-

tragen, die zu Eingriffen an den Windenergieanlagen berechtigt und entsprechend 

unterwiesen sind. 

III.3.2.40 Die Wartung und Instandhaltung der Windenergieanlagen hat entsprechend 

der Wartungsrichtlinien des Herstellers der Windenergieanlagen und den Anforde-

rungen der Typenprüfungen zu erfolgen. Zur Erhaltung des betriebssicheren Anla-

genzustandes der Windenergieanlagen ist der Betrieb der Anlagen nur bei Wartung 

durch eine fachlich geeignete Firma unter exakter Einhaltung der Vorgaben des Her-

stellers der Windenergieanlagen zulässig. Sämtliche mit Wartungsarbeiten an den 

Windenergieanlagen betraute Servicemitarbeiter müssen die Vorgaben des Herstel-

lers der Windenergieanlagen erfüllen (z.B. Absolvierung von Sicherheitstrainings und 

regelmäßiger Auffrischungen). Für diese Wartungsaufgaben sind Wartungsverträge 

abzuschließen. Rechtzeitig vor Ablauf eines Wartungsvertrages ist dieser zu verlän-

gern oder mit einer ebenfalls fachlich geeigneten Firma ein neuer Wartungsvertrag 

abzuschließen. Die Wartungsverträge sowie Nachweise der fachlichen Eignung der 
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Wartungsfirma in Bezug auf die Vorgaben des Herstellers der Windenergieanlagen 

sind zur Einsichtnahme durch die Behörde aufzubewahren. 

III.3.3 Forst- und Jagdwirtschaft 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.3 Forst- und Jagdökologie 

I.4.3.1 entfällt  

I.4.3.2 Die technische Rodung ist erst zulässig, wenn im Einvernehmen mit dem 

zuständigen Amtssachverständigen geeignete Ersatzaufforstungsflächen festgelegt 

worden sind. Die festgelegten Flächen sind der Behörde bekanntzugeben. 

I.4.3.3 Für die Aufforstung (im Pflanzverband 1,5 m x 1m) ist mindestens 2-jährig 

verschultes Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 30% Eiche, 20% Hainbuche, 

Spitzahorn, Wildapfel, Wildkirsche, Elsbeere, Speierling, Wildbirne und folgende 

Sträucher: wolliger Schneeball, Flieder, Heckenrose, Feldahorn, Liguster, Roter und 

Gelber Hartriegel, Sanddorn, Schlehdorn. In den Randreihen zur Freifläche sind aus-

schließlich Sträucher zu setzen, innerhalb der Fläche sind Baum und Strauch ab-

wechselnd zu setzen. Die Ersatzaufforstungsflächen sind bis zur Sicherung der Kul-

tur mittels Einzelschutzes oder Flächenschutzes (rehwildsicherer Zaun) zu schützen 

und erforderlichenfalls nachzubessern. Der Einzelschutz soll mittels gitterartigen 

Schutzsäulen (z.B. Klimavit schmal) erfolgen, da in dieser Region in sommerlichen 

Hitzephasen mit Monosäulen negative Erfahrungen gemacht wurden. 

I.4.3.4 Die Ersatzmaßnahmen sind vor Baubeginn durchzuführen. 

I.4.3.5 An die Rodungsfläche angrenzende Waldflächen dürfen nicht zum Befah-

ren, zum Ablagern von Material und zum Abstellen von Baugeräten verwendet wer-

den. 
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I.4.3.6 Vor Beginn der Bauarbeiten sind an den Grenzen der Rodungsflächen zum 

angrenzenden Wald massive Abplankungen oder Bauzäune zu errichten, während 

der Bauzeit zu erhalten und nach Abschluss der Bauarbeiten wieder zu entfernen. 

Befristete Rodungen: 

I.4.3.7 Die befristet zu rodenden Flächen sind in der Folge wieder zu rekultivieren. 

Sollte sich wider Erwarten nicht innerhalb von 3 Jahren ausreichende Verjüngung 

durch Ausschlag oder Kernwüchse einstellen, sind entsprechende Nachbesserungen 

vorzunehmen. Für eine allfällig notwendige Aufforstung (im Pflanzverband 1,5m x 

1m) ist mindestens 2-jährig verschultes Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 

30% Eiche, 20% Hainbuche, je 10% Winterlinde, Wildkirsche, Elsbeere, Speierling 

und Spitzahorn. Die Wiederaufforstungsflächen sind bis zur Sicherung der Kultur mit-

tels eines hasendichten Wildschutzzaungeflechts mit 2 m Höhe oder Einzelschutz zu 

schützen und erforderlichenfalls nachzubessern. 

I.4.3.8 Nach Erlöschen der Rodungsbewilligung sind sämtliche Bauwerke, Einbau-

ten und für eine Wiederbewaldung nicht geeignetes Erdmaterial unverzüglich von 

den befristeten Rodungsflächen, auf denen die Baumstöcke entfernt werden 

und/oder die befestigt werden, zu entfernen. Anschließend ist auf diesen befristeten 

Rodungsflächen eine Tiefenlockerung von mindestens 1 Meter Mächtigkeit vorzu-

nehmen und eine 0,5 Meter mächtige Schicht humosen Erdmaterials aufzubringen. 

Für die Aufforstung (im Pflanzverband 1,5m x 1m) ist mindestens 2-jährig verschultes 

Pflanzgut folgender Arten zu verwenden: 50% Eiche, je 10% Hainbuche, Winterlinde, 

Elsbeere, Speierling und Spitzahorn. Die Wiederaufforstungsflächen sind bis zur Si-

cherung der Kultur mittels eines hasendichten Wildschutzzaungeflechts mit 2 m Höhe 

oder Einzelschutz zu schützen und erforderlichenfalls nachzubessern. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 

III.3.3.1 In Anbetracht der hohen Schutz- und Wohlfahrtswirkung der dauernd zu ro-

denden Waldflächen sind als Ausgleichsmaßnahme Ersatzaufforstungen im Verhält-

nis von mindestens 1 zu 3 (dauernd gerodete Fläche zu Ersatzaufforstungsfläche), 

das sind zumindest 8.082 m², an geeigneter Stelle im Nahebereich der Rodungsflä-

chen notwendig. 
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III.3.4 Lärmschutz 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.4 Lärmschutz 

I.4.4.1 Bautätigkeiten und Transporte - ausgenommen genehmigte Schwertransporte 

und lärmarme Montagearbeiten - dürfen an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen über-

haupt nicht, werktags (Montag bis Freitag) nur in der Zeit von 06:00 bis 20:00 Uhr 

und samstags nur in der Zeit von 06:00 bis 14:00 Uhr durchgeführt werden.   

Lärmarme Montagearbeiten wie Turbinenaufbau und Turbineninnenausbau dürfen 

auch nachts durchgeführt werden, sofern der Schallleistungspegel je Standort LW,A 

= 114 dB  nicht überschreitet und die maximale Schallleistung für Pegelspitzen von 

LW,A,max = 125 dB nicht überschritten wird. 

I.4.4.2 Zur Errichtung der Anlagen dürfen nur lärmarme Geräte verwendet werden. 

Die Grenzwerte der 249. Verordnung (BGBl. II Nr. 249/2001 idgF) des Bundesminis-

teriums für Wirtschaft und Arbeit über Geräuschemissionen von zur Verwendung im 

Freien vorgesehenen Geräten und Maschinen sind für alle verwendeten Maschinen 

und Geräte einzuhalten. 

I.4.4.3 Binnen 12 Monaten nach Inbetriebnahme des gegenständlichen Windparks 

sind die Geräuschemission der Windenergieanlage GB3 durch einen befugten Gut-

achter (akkreditierte Prüfstelle, Ziviltechniker oder allgemein beeideten und gericht-

lich zertifizierten Sachverständigen) messtechnisch überprüfen zu lassen und es ist 

der Nachweis zu erbringen, dass die projektmäßig vorgesehene Schallemission ein-

gehalten wird. Die Beauftragung hat an einen Gutachter zu erfolgen, welcher nicht 

bereits im Rahmen des Genehmigungsverfahrens tätig war. Sollten die in der UVE 

zugrunde gelegten Emissionen überschritten werden, so sind entsprechende zusätz-

liche Schallschutzmaßnahmen zu setzen (z. B. schalloptimierter Betrieb oder Ab-

schaltung von Anlagen) und es ist die Einhaltung der projektierten Emissio-

nen/Immissionen unverzüglich durch eine akkreditierte Prüfstelle, einen Ziviltechniker 

oder einen allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen nach-
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weisen zu lassen. Der schriftliche Gesamtbericht ist der Behörde unverzüglich vorzu-

legen. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 

III.3.4.1 Die Windenergieanlagen sind mit lärmarmen Flügeln (serrated trailing ed-

ges) auszustatten. Folgende maximale Schallleistungspegel LWA im leistungsopti-

mierten Betrieb sind einzuhalten:  

  Oktav-Bänder (in Hz) 2> 

V10 [m/s] 1) LWA 63 125 250 500 1000 2000 4000 8000 

3 89,1 70,7 77,7 81,1 83,7 83,5 80,6 75,8 66,3 

4 96,0 77,6 84,6 88,0 90,6 90,4 87,5 82,7 73,2 

5 101,2 82,8 89,8 93,2 95,8 95,6 92,7 87,9 78,4 

6 104,1 85,7 92,7 96,1 98,7 98,5 95,6 90,8 81,3 

7 104,4 86,0 93,0 96,4 99,0 98,8 95,9 91,1 81,6 

8 103,7 85,3 92,3 95,7 98,3 98,1 95,2 90,4 80,9 

9 103,0 84,6 91,6 95,0 97,6 97,4 94,5 89,7 80,2 

10 102,4 84,0  91,0  94,4  97,0  96,8  93,9  89,1  79,6  
') Windgeschwindigkeit in 10 m Höhe; "  
Schallemissionen Vestas V112 - 3,3 MW, 140 + 3 m Nabenhöhe, leistungsopti 
miert, serrated trailing edges 

III.3.4.2 In der Nachtzeit (2200 Uhr – 0600 Uhr) ist die Windenergieanlage GB 3 im 

Windgeschwindigkeitsbereich 5 m/s (4,5 m/s - 5,5 m/s) im „Mode 5+“ zu betreiben, 

der anstelle der Schallleistung bei Leistungsoptimierung von 101,2 dB nur eine 

Schallleistung von 99,4 dB aufweist. 

III.3.5 Landwirtschaft 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.5 Landwirtschaft 

I.4.5.1 Vor Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für die Errichtung bzw. 

die Adaptierung von Wegen sowie für die Errichtung der WEA ist das Einverständnis 

mit den jeweiligen Grundeigentümern und Bewirtschaftern herzustellen.  
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I.4.5.2 Da während der Bauphase landwirtschaftliche Flächen vorübergehend nicht 

landwirtschaftlich genutzt werden können und hinsichtlich der Flächen Auswirkungen 

auf Leistungsabgeltungen und Förderungen (z. B. ÖPUL Maßnahmen) gegeben sein 

können, ist bereits vor Baubeginn das Einvernehmen mit den Bewirtschaftern der je-

weiligen Grundflächen sowie mit der zuständigen Bezirksbauernkammer herzustel-

len. 

I.4.5.3 Die Zufahrtsverhältnisse sind für die Bewirtschaftung aufrecht zu erhalten. 

Sollte kurzfristig eine Aufrechterhaltung der Zufahrt nicht möglich sein, ist zuvor das 

Einvernehmen mit den betroffenen Grundeigentümern herzustellen.   

I.4.5.4 Bewirtschaftungserschwernisse bei der Ernte bzw. der Bearbeitung der land-

wirtschaftlichen Flächen während der Bauphase sind zu dokumentieren.   

I.4.5.5 Sollte während des Baus, der Betriebsphase und im Zuge des Abbaus der An-

lagen eine Kontaminierung des Bodens oder des Pflanzenbestandes auftreten, sind 

diese Vorfälle ebenfalls zu dokumentieren sowie örtlich zuzuordnen. Das kontami-

nierte Material muss entsprechend entsorgt werden. Der Boden ist durch gleich-

wertiges Material zu ersetzen.  

I.4.5.6 Die Baumaßnahmen, die Kabelverlegungen, die Rekultivierungsmaßnahmen 

einschließlich Bodenlockerung und Rückbaumaßnahmen bei Wegverbreiterungen 

etc. haben bei entsprechend trockenen Witterungsverhältnissen zu erfolgen. 

I.4.5.7 Nach Fertigstellung des Wegenetzes bzw. nach Abschluss der Bauarbeiten 

hat eine entsprechende Vermarkung bzw. erforderlichenfalls Vermessung zu erfol-

gen. Das Wegenetz ist während der Betriebsphase für den landwirtschaftlichen Ver-

kehr benutzbar zu erhalten. Die ordnungsgemäße Übergabe des Wegenetzes ist 

nachzuweisen (zB durch die Vorlage der diesbezüglichen Einverständniserklärungen 

aller betroffenen Grundeigentümer oder durch Bestätigung der Eigentümer der We-

ge).   

I.4.5.8 Nach Abschluss der Bauarbeiten ist für die allenfalls beanspruchten landwirt-

schaftlichen Nutzflächen die Rekultivierung nachzuweisen (zB durch die von den 

Grundeigentümern unterfertigten Rekultivierungs- bzw. Übernahmebestätigungen). 
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I.4.5.9 Im Falle der Entfernung der WEA sind die Fundamente und sämtliche für die 

Errichtung und den Betrieb der WEA erfolgten Grundinanspruchnahmen landwirt-

schaftlicher Flächen zumindest bis zu einer Tiefe von 1m entsprechend den in den  

Finanzbodenschätzungskarten ausgewiesenen Verhältnissen zu rekultivieren. 

III.3.6 Luftfahrttechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.6.1 Nachtkennzeichnung 

Als Nachtkennzeichnung ist auf allen Windkraftanlagen das Feuer W rot (gedoppelt) 

einzusetzen. (Anlage 1)  

I.4.6.1.1 Diese Feuer sind gedoppelt und versetzt am konstruktionsmäßig höchsten 

Punkt der Türme (Gondel) gegebenenfalls auf Tragekonstruktionen - so zu installie-

ren und jeweils gleichzeitig (synchron blinkend) zu betreiben - dass bei stehenden 

Rotorblättern mindestens ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. 

I.4.6.1.2 Bei der Verwendung von konventionellen Leuchtmittel (z.B. Glühbirnen) 

sind die Feuer als Zwillingsleuchten auszuführen. Beim Einsatz von LED reicht die 

einfache Ausführung. 

I.4.6.1.3 Konventionelle Leuchtmittel:   

Bei Ausfall eines Leuchtmittels muss die automatische Aktivierung des Leuchtzwil-

lings gewährleistet sein. 

I.4.6.1.4 LED:   

Bei Ausfall von mehr als 25% der Leuchtdioden (LEDs) ist das System auszutau-

schen. Der Umfang des Ausfalls kann durch Messung der Stromstärke ermittelt wer-

den 

I.4.6.1.5 Die Feuer sind mit einer Ausfallsicherung bei Stromunterbrechungen zu 

versehen. 
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I.4.6.1.6 Die Feuer müssen eine Betriebslichtstärke von mindestens 100 cd und eine 

photometrische Lichtstärke von mindestens 170 cd aufweisen. 

I.4.6.1.7 Die Feuer sind getaktet zu betreiben: 1s hell - 0,5s dunkel - 1s hell - 1,5s 

dunkel. 

I.4.6.1.8 Die Schaltzeiten und Blinkfolgen aller Feuer des projektierten Windpark 

Gugelberg sowie die Feuer des bestehenden Windpark Schrick sind auf GPS-Basis 

zu synchronisieren.   

Die synchronisierte Taktfolge soll auf der 00.00.00 Sekunde gemäß UTC starten. 

I.4.6.1.9 Die Abstrahlungswinkel sind gem. ICAO-Annex 14, Vol.II, Chap. 6 anzu-

wenden.   

Alternierend dazu ist die sinngemäße Anwendung des § 93 Abs.1 (Zivilflugplatz VO-

ZVF 1972) zulässig, welche die Abstrahlung von Hindernissen über der Horizontalen 

festlegt. 

I.4.6.1.10 Auf halber Höhe des Turms (Höhenkote 70 Meter ü.G +/-2 Meter) sind 3 

Hindernisfeuer mit einer effektiven Betriebslichtstärke von 70 cd, je 120° versetzt, 

rund um den Turm abzubringen. Bei der Verwendung von konventionellen Leuchtmit-

tel (z.B. Glühbirnen) sind die Hindernisfeuer als Zwillingsleuchten auszuführen. Beim 

Einsatz von LED reicht die einfache Ausführung. 

I.4.6.1.11 Alternativ zu Auflage 10 können 4 LED-Hindernisfeuer mit einer effektiven 

Betriebslichtstärke von mindestens 10 cd, je 90° versetzt, (rund um den Turm, Hö-

henkote 70 Meter ü.G +/-2 Meter) angebracht werden. (Hindernisfeuer 10cd: Type 

„Low-intensity, Type A nach Richtlinie der ICAO)  

I.4.6.1.12 In der Errichtungsphase ist ab Erreichen einer Bauhöhe von 100 Meter 

über Grund am höchsten Punkt der jeweiligen Windkraftanlage ein provisorisches 

Hindernisfeuer anzubringen. Das Hindernisfeuer muss als rotes, im Erhebungswinkel 

von 10° über der Horizontalen rundum sichtbares, Dauerlicht mit einer Lichtstärke 

von 70 cd ausgeführt werden und beim Unterschreiten der Tageshelligkeit von 100 

Lux aktiviert werden. Ein 24-stündiger Dauerbetrieb ist zulässig. 
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I.4.6.1.13 Die Feuer sind bei einer Unterschreitung einer Tageshelligkeit von 100 

Lux zu aktivieren. 

I.4.6.1.14 Die tatsächlichen Lichtstärken sowie die fachgerechte Montage der Feuer 

und der Ausfallsicherung sind von einem dafür autorisierten Unternehmen oder vom 

Hersteller der Befeuerungsanlagen zu bestätigen. 

I.4.6.2 Tagesmarkierung: 

I.4.6.2.1 2.1  An allen Windkraftanlagen sind die äußeren Hälften jedes Rotor-blattes 

rundum mit einer Tagesmarkierung zu versehen.  

I.4.6.2.2 Die Höhe der Farbfelder an den Windkraftanlagen der Type REpower 3.2 

(Rotor Ø 114 m) muss ca. 5,5 Meter betragen, wobei von der Rotorblattspitze begin-

nend das erste Farbfeld rot auszuführen ist.  

I.4.6.2.3 Die Anzahl der Farbfelder wird mit 5 Stück festgelegt.  

I.4.6.2.4 Die Farbwerte für den Warnanstrich betragen:  

WEISS:  RAL 9010    

ROT: RAL 3000 oder RAL 3020   

I.4.6.2.5 Die Tagesmarkierungselemente (Farbfelder) sind vom Betreiber in einem 

Intervall von einem Jahr augenscheinlich auf ihre Farbdichte zu überprüfen. Bei ei-

nem deutlich erkennbaren Abweichen von den vorgeschriebenen Farbwerten, z.B. 

Ausbleichen durch UV-Bestrahlung, ist eine Messung der Farbdichte erforderlich. 

Liegen die Farbwerte außerhalb der definierten Farbwerte gem. Farbschema der CIE 

(Internationale Beleuchtungskommission), veröffentlicht im ICAO Annex 14 (siehe 

Anlage 2), ist der konsensgemäße Zustand wieder herzustellen. 

I.4.6.3 Markierung von Kränen während der Errichtungsphase: 

I.4.6.3.1 Am Kran muss bei Unterschreiten der Tageshelligkeit von 100 Lux ab Er-

reichen einer Höhe von 100 Meter über Grund ein Hindernisfeuer am höchstmögli-

chen Punkt errichtet und betrieben werden. 
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I.4.6.3.2 Das obere Drittel des Kranes (beinhaltend alle Bestandteile) ist mit einer rot 

weißen Tagesmarkierung zu versehen. 

Die Farbwerte für den Warnanstrich betragen:  

WEISS: RAL 9010    

ROT:  RAL 3000 oder RAL 3020   

Das Farbfelder am höchsten Punkt des Kranes ist in der Farbe Rot auszuführen ist.  

Die Anzahl der Farbfelder wird mit 5 Stück festgelegt 

Die Verpflichtung zur Anbringung einer Tagesmarkierung entfällt, wenn der Kran 

ausschließlich bei Sichtweiten über 1.500 Meter bzw. keiner sonstigen Sichtbeein-

trächtigung, wie stärkere Niederschläge, Dunst, Rauch etc. errichtet ist. Es muss ge-

währleistet sein, dass der Kran durch Umlegen, Einfahren etc. unverzüglich auf eine 

max. Höhe von 30 Meter über Grund gekürzt wird. 

I.4.6.4 Sonstige Auflagen: 

I.4.6.4.1 Zwei bis vier Wochen vor Baubeginn ist dem Amt der NÖ Landesregierung, 

Abteilung Umwelt- und Energierecht und der Abteilung Verkehrsrecht der Beginn der 

Bauarbeiten des Windpark Gugelberg schriftlich mitzuteilen. 

I.4.6.4.2 Die Fertigstellung des Windparks Gugelberg ist neben sonstiger Meldungs-

verpflichtungen dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Umwelt- und Energie-

recht und der Abteilung Verkehrsrecht schriftlich mitzuteilen. Die Fertigstellungsmel-

dung hat unter Anschluss des ausgefüllten Hindernisformulars der Austro Control 

GmbH, basierend auf dem Vermessungsprotokoll, erstellt von einem hierzu Befug-

ten, zu erfolgen. Das aktuelle Hindernisformular ist beim Amt der NÖ Landes-

regierung, Abteilung Verkehrsrecht, (post.ru6@noel.gv.at), erhältlich. Auf die EU-

Verordnung Nr. 73/2010 der Kommission vom 26. Januar 2010 zur Festlegung der 

qualitativen Anforderungen an Luftfahrtdaten und Luftfahrtinformationen für den ein-

heitlichen Luftraum wird verwiesen. 

I.4.6.4.3 Der Betreiber des Windparks hat künftig, unbeschadet anderer gesetzlichen 

Bestimmungen, Ausfälle oder Störungen der Kennzeichnung des Windparks, sowie 

die erfolgte Behebung der Ausfälle oder Störungen unverzüglich der Austro Control 
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GmbH sowie dem Amt der NÖ Landesregierung Abteilung Umwelt- und Energierecht 

und der Abteilung Verkehrsrecht anzuzeigen. Die Austro Control GmbH hat diese In-

formation in luftfahrtüblicher Weise zu verlautbaren. 

I.4.6.4.4 Im Falle eines Wechsels des Betreibers des Windpark Gugelberg hat der 

neue Betreiber dem Amt der NÖ Landesregierung, Abteilung Umwelt- und Energie-

recht und der Abteilung Verkehrsrecht, unverzüglich seinen Namen und seine An-

schrift mitzuteilen. 

Anlage 1  

Nachtkennzeichnung   

Spezifikation Feuer W, rot  

Die Lichtfarbe muss den Anforderungen der ICAO Anhang 14 Band I Anlage 1 Punkt 

2.1 Farben für Luftfahrtbodenfeuer entsprechen.   

Die Lichtstärke muss bezogen auf die Horizontale in den unten angegebenen vertika-

len Winkelbereichen und für jede horizontale Richtung (0° m �  < 360°) die jeweils 

erforderlichen Mindestwerte erreichen.  

Geometrie:  

 

Lichtstärke:   

Die effektive Betriebslichtstärke muss für alle horizontalen Winkel �  über der schraf-

fierten Fläche liegen:  
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Taktfolge:   

Das Feuer W-rot wird getaktet betrieben.  

Die Taktfolge beträgt: 1 s hell - 0,5 s dunkel - 1 s hell - 1,5 s dunkel  

s = Sekunde  

Für die Bestimmung der Hellzeiten wird als Schwellwert 50 % der maximalen Licht-

stärke verwendet.  

 

Die effektive Betriebslichtstärke I Betrieb ergibt sich aus photometrischen Messun-

gen, wenn die zeitliche Lichterscheinung I gemäß DIN V/ENV 50234 (Europäische 

Vornorm) in eine effektive Lichtstärke I effektiv umgerechnet und dieser Wert mit 

Faktor 0,75 multipliziert wird.  

Kann das Feuer im Neuzustand z. B. für photometrische Zwecke in einen Dauerbe-

trieb versetzt werden, so ergibt sich eine Abschätzung zwischen photometrischer 

Lichtstärke I photo und effektiver Betriebslichtstärke I Betrieb:  

I Betrieb: 100 cd   
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I photo : 170 cd  

Anlage 2  

ICAO - Annex 14  

Toleranzbereiche für die im Gutachten vorgeschriebenen Farbwerte weiß und rot 

gem. CIE und ICAO. 

Nachfolgende Tabelle ICAO Annex 14, Figure A1-2. Ordinary colours for markings 

and externally illuminated signs and panels ist für die Ermittlung der Toleranzberei-

che anzuwenden.  
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III.3.7 Luftraumüberwachung/Flugsicherheit 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.7 Luftraumüberwachung/Flugsicherheit 

I.4.7.1 Der Betreiber der Windkraftanlagen wird verpflichtet, für den Fall, dass Maß-

nahmen in Ausübung der Befugnis gemäß § 26 Abs. 2 des Militärbefugnisgesetzes-

MBG, BGBl. Nr. 86/2000 idgF., durchgeführt werden, und zu diesem Zweck im Raum 

des Vorhabens „Windpark Gugelberg“ die Erzielung störungsfreier Radardaten not-

wendig ist, die betroffenen Windkraftanlagen des Vorhabens „Windpark Gugelberg“ 

über Aufforderung des Kommandos Luftraumüberwachung unverzüglich solange auf 

ihre Kosten abzuschalten, als dies für die Wahrnehmung von konkreten Aufgaben 

der militärischen Luftraumüberwachung gemäß § 26 Abs. 2 des Militärbefugnisgeset-

zes -MBG, BGBl. Nr. 86/2000 idgF zwingend erforderlich ist. 

I.4.7.2 Der Betreiber der Windkraftanlagen wird verpflichtet, in Absprache mit dem 

Kommando Luftraumüberwachung zum Zwecke der Überprüfung des Verfahrens zur 

Abschaltung der Windkraftanlagen, insbesondere zur Überprüfung der Auslösever-

zögerung, eine einzelne Windkraftanlage für einen Zeitraum von maximal 15 Minuten 

abzuschalten. Nähere Regelungen sind zwischen dem Betreiber der Windkraftanla-

gen und dem Kommando Luftraumüberwachung zu koordinieren. (Ansprechpartner 

für technische und/oder betriebliche Fragen beim BMLVS: Kommando Luftraum-

überwachung, Tel: 050201 8053020) 

I.4.7.3 Die Genehmigung wird insofern aufschiebend bedingt erteilt, dass mit der Er-

richtung des Windparks erst begonnen werden darf, wenn die Standardized Euro-

pean Rules of the Air (SERA) derart angepasst (implementiert) sind, dass infolge ei-

nes höheren Radarminimums eine Beeinträchtigung der Mindestradarkursführungs-

flughöhe (MRVA) nicht mehr gegeben ist.   

Vor Baubeginn ist der UVP Behörde ein entsprechender Nachweis der Implementie-

rung vorzulegen. 
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III.3.8 Maschinenbautechnik 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.8 Maschinenbautechnik 

I.4.8.1 Folgende Bestätigungen sind für die Windkraftanlagen vorzulegen: 

a) Konformitätserklärung entsprechend MSV (CE Kennzeichnung) 

b) Konformitätsbescheinigung für die Übereinstimmung der Anlagen mit der ty-

pengeprüften Anlage 

c) Herstellerbescheinigung für die Rotorblätter; (Konformität zur Typenprüfung 

der Rotorblätter) 

d) Inbetriebnahmeprotokoll mit einer Bestätigung, dass die Auflagen in den gut-

achtlichen Stellungnahmen für die Typenprüfungen sowie die Auflagen bzw. Bedin-

gungen der Einbautenträger erfüllt sind. Weiters sind alle für den sicheren Betrieb der 

Anlage erforderlichen Daten (Einstellwerte) anzuführen. Es ist von der Herstellerfirma 

zu bestätigen, dass die Erprobung ohne Beanstandung abgeschlossen wurde. Das 

Inbetriebnahmeprotokoll ist auch dem Betreiber zusammen mit dem Wartungs-

pflichtenbuch sowie einer Betriebsanleitung auszuhändigen. Im Inbetriebnahmepro-

tokoll ist anzugeben, dass selbst bei Ausfall aller versorgungstechnischen Einrich-

tungen die Anlage zuverlässig abgebremst und die Rotorflügel festgehalten werden. 

Die diesbezügliche gewählte Maßnahme ist zu beschreiben.  

e) Nachweis über die ordnungsgemäße Ausführung der Hochspannungs-

Kabelquerung (Kabeltrasse vom WP zum UW) mit der Erdgas-Hochdruckleitung ge-

mäß der TR ÖVGW G B430. 

I.4.8.2 Sämtliche sicherheitsrelevanten Anlagenteile sind wirksam gegen Korrosion 

(Stahlteile) bzw. Verwitterung (Beton) zu schützen.  
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I.4.8.3 Die Anlagen sind mit Schildern zu versehen, welche das unbefugte Betreten 

bzw. Besteigen untersagen. Weiters sind die Türme gegen unbefugte Besteigung 

abzusichern (versperrbare Einstiegstüre).  

I.4.8.4 In den Aufstiegshilfen ist durch entsprechende Hinweisschilder auf den Ge-

brauch der Arretierung für den Rotor hinzuweisen. 

I.4.8.5 Zur Erhaltung des betriebssicheren Anlagenzustandes ist der Betrieb der An-

lagen nur unter Wartung durch eine fachlich geeignete Firma zulässig. Für diese 

Wartungsaufgaben sind Wartungsverträge abzuschließen. Rechtzeitig vor Ablauf ei-

nes Wartungsvertrages ist dieser zu verlängern, oder mit einer ebenfalls fachlich ge-

eigneten Firma (hinsichtlich der fachlichen Eignung muss die Zustimmung von der 

Herstellerfirma bestehen) ein neuer Wartungsvertrag abzuschließen.  

Die Wartungsverträge sind zur Einsicht durch die Behörde aufzubewahren.  

I.4.8.6 Die Wartung und Instandhaltung der Windkraftanlagen hat entsprechend der 

Wartungsrichtlinien der Herstellerfirma und den Anforderungen der Typenprüfungen 

zu erfolgen. 

I.4.8.7 Die Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten sowie eventuelle Betriebsstörun-

gen sind aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen sind zur Einsichtnahme durch die 

Behörde bei den Anlagen aufzubewahren.  

I.4.8.8 Schäden an maschinenbaulichen Komponenten und Rotorblättern sowie au-

ßergewöhnliche Vorfälle, welche geringfügige und routinemäßige Wartungs- und 

Servicetätigkeiten übersteigen, wie z. B. Reparatur von Schäden durch Blitz-schlag, 

Schäden an Rotorblättern und dgl. oder Austausch von solchen Teilen, sind der Be-

hörde schriftlich mitzuteilen. 

I.4.8.9 Die Bedienung der Anlagen darf nur durch entsprechend unterwiesene Perso-

nen erfolgen. Die Betriebsanleitung, in welcher auch Hinweise über Verhaltensmaß-

nahmen bei gefährlichen Betriebszuständen aufzunehmen sind, sind bei den Anla-

gen aufzubewahren, ebenso für jede Anlage ein Servicebuch. In diese Servicebücher 

sind jene Personen oder Firmen einzutragen, die zu Eingriffen an der Anlage berech-

tigt und entsprechend unterwiesen sind. 
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I.4.8.10 Ein Betrieb der Anlagen bei Vereisung ist nicht zulässig und sind daher bei 

Vereisung die Windkraftanlagen außer Betrieb zu setzen. Eine Wiederinbetriebnah-

me darf erst nach Kontrolle auf Eisfreiheit durch eine entsprechend unterwiesene 

Person (Mühlenwart) erfolgen. Eine entsprechende Dokumentation hat im Betriebs-

buch zu erfolgen.  

I.4.8.11 Der gegenständliche Windpark ist mit einer redundanten Eiserkennung aus-

zurüsten, welche auch eine Vereisung bei Stillstand der Anlagen erkennt und ein au-

tomatisches Starten der Anlagen wirksam verhindert. Hierüber ist eine entsprechen-

de Bestätigung der Behörde vorzulegen.  

I.4.8.12 Der Aufstieg in die Kanzeln darf nur von schwindelfreien und gesunden Per-

sonen erfolgen. Bei Wartungs- und Reparaturarbeiten muss eine Begleitperson an-

wesend sein, die im Gefahrenfalle Hilfe holen kann. Während des Ab- und Aufstieges 

sind die Sicherheitseinrichtungen zu verwenden. Vor jeder Benützung der 

Steigschutzeinrichtung ist der ordnungsgemäße Zustand (eventuelle Beschädigun-

gen, Justierung, Funktion des Fallstops u. dgl.) zu kontrollieren. 

I.4.8.13 Die Steigschutzeinrichtungen und die zugehörigen persönlichen Schutzein-

richtungen (Aufstiegsgurte) sind zumindest einmal jährlich durch eine befugte Person 

einer Prüfung auf Eignung und zulässigen Verschleiß zu unterziehen. Hierüber sind 

Nachweise bereitzuhalten. 

I.4.8.14 Da entsprechend dem Stand der Technik die Lebensdauer für Windkraftan-

lagen mit ca. 20 Jahren angegeben wird, ist nach Ablauf dieser Nutzungsdauer bei 

einer Weiterbenützung eine eingehende Untersuchung hinsichtlich Materialermüdung 

an allen sicherheitstechnisch relevanten Teilen durchzuführen. Als Prüfinstitutionen 

für diese Untersuchungen sind akkreditierte Prüfanstalten heranzuziehen. Der Wei-

terbetrieb der Anlagen ist der Behörde unter Vorlage eines positiven Untersuchungs-

befundes anzuzeigen. 

I.4.8.15 Im Zuge der Inbetriebnahme ist mit der örtl. Feuerwehr und Rettung eine 

Übung hinsichtlich „Rettung Verunglückter“, „Verhalten bei Unfällen und Brand“ und 

die „Benutzung von Sicherheitseinrichtungen“ durchzuführen. Im Zuge dieser Übung 

sind der Bedarf und die Bereitstellung von eventuell erforderlichen Schutzeinrichtun-
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gen, wie z.B. Aufstiegsgurte abzuklären. Entsprechende Aufzeichnungen sind bei der 

Anlage zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

I.4.8.16 An allen Wegen, welche durch den Gefährdungsbereich infolge Eisabfall füh-

ren, sind in einem Abstand zu den WEA von mindestens 120 % der max. Anlagen-

höhe Hinweisschilder aufzustellen. Auf diesen Schildern ist auf das Verbot des Be-

nützens (Begehen und Befahren) der Wege während des Stillstandes der Anlage in-

folge Vereisung hinzuweisen. Der Stillstand der Anlage infolge Vereisung ist dem 

Benützer mittels Blinkleuchte beim Hinweisschild kund zu tun. 

I.4.8.17 Die mechanische Aufstiegshilfe ist vor der Inbetriebnahme einer Abnahme-

prüfung unterziehen zu lassen und infolge jährlich wiederkehrend überprüfen zu las-

sen. Die Ergebnisse der Prüfungen sind in Prüfbüchern festzuhalten. 

III.3.9 Naturschutz/Ornithologie 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.9 Naturschutz/Ornithologie 

I.4.9.1 Die Windkraftanlage am Waldrand GB1 ist außerhalb der Brutzeit der Wald-

vögel, im Besonderen des Mittelspechts und des Halsbandschnäppers, also außer-

halb der Zeit von Mitte März bis Ende Juni zu errichten. 

I.4.9.2 Die Errichtung der Windkraftanlagen ist fachlich ornithologisch im Sinne einer 

ökologischen Bauaufsicht zu begleiten. Diese Begleitung ist in fachlichem Bericht an 

die Behörde zu dokumentieren.  

I.4.9.3 Als Ausgleich für die Beanspruchung und Beeinträchtigung eines Anteils des 

Biotoptyps „Thermophiler Bodensaurer Eichenwald auf Lockersediment“ ist ein Be-

standsanteil von 5 ha eines möglichst alten Waldes des gleichen Biotoptyps auf Be-

standsdauer des Vorhabens außer Nutzung zu stellen.  
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I.4.9.4 Als Ausgleich für den Verlust an Exemplaren der Feldulme sind Feldulmen im 

adäquaten Ausmaß im Zuge von Wiederaufforstungen oder ergänzend dazu an ge-

eignetem Standort zu pflanzen. 

I.4.9.5 Zum Ausgleich der Beanspruchung eines Teiles des Biotoptyps eines natur-

nahen Strauchmantels trockenwarmer Standorte ist ein ergänzender Strauchmantel 

auf nicht vom Vorhaben beanspruchtem Grund am Rande des Waldes am Gugelberg 

auf mindestens derselben Flächengröße wie der beanspruchten Fläche mittels fach-

gerechter Bepflanzung anzulegen und auf Bestandsdauer fachlich zu betreuen. . 

I.4.9.6 Als Ausgleich für die Beanspruchung von unbefestigten Feldwegen und von 

Feldrainen ist insgesamt 1 ha an Brachsäumen oder 1 ha Brache anzulegen. Die 

Fläche ist mit geeignetem Saatgut zu besämen. Als Entwicklungsziel ist der Lebens-

raumtyp „Artenreiche Brache“ (Traxler et al. 2005) anzustreben. 

I.4.9.7 Zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf Vögel und Federmäuse sind 

Fällungen nur in der Zeit zwischen Ende September und Ende November vorzuneh-

men. 

I.4.9.8 Bei der Fällung von Bäumen ist ein Fledermausexperte beizuziehen, der vor 

den Fällungen Fledermäuse in potentiellen Quartierbäumen im Umkreis von 500m 

sicherstellt und betroffene Tiere fachgerecht versorgt. Allenfalls gefällte Quartier-

bäume sind zu verorten. 

I.4.9.9 Für betroffene potentielle Fledermaus-Quartierbäume sind jeweils 2-3 Er-

satzquartiere mittels Fledermausnistkästen an geeigneter Stelle in der näheren Um-

gebung fachgerecht anzubringen.  

I.4.9.10 Der Bau ist von einer Ökologischen Bauaufsicht zu begleiten. Diese hat 

mit Bauende fachlichen Bericht zu legen und die Behörde bei Auftreten von Schwie-

rigkeiten während des Baus unverzüglich zu informieren.  

I.4.9.11 Die Umsetzung und der auflagengemäße Erfolg der Maßnahmen sind 

in jährlichem fachlichem Bericht gegenüber der Behörde zu belegen. Inhalte des Be-

richts sind die Kontrolle der Zielerfüllung der Ausgleichsflächen des Biotoptyps 

Thermophiler bodensaurer Eichenwald auf Lockersediment, Strauchmantel trocken-

warmer Standorte und Artenreiche Brache.  
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I.4.9.12 Die Fledermausaktivität am Gugelberg ist einschließlich Kollisionsop-

fersuche auf 5 Jahre fachgerecht zu erheben. Ein Detailkonzept hierfür ist der Be-

hörde und dem Gutachter spätestens 3 Wochen vor Inbetriebnahme des Vorhabens 

vorzulegen.  

I.4.9.13 Die Maßnahmen, die sich aus den Leitbildern Schwarzstorch und Rot-

milan vorhabenbezogen ergeben, sind vollinhaltlich umzusetzen. Im Einzelnen: 

a) Für den Schwarzstorch sind 7 ha geeignete Nahrungsflächen gemäß dem 

Leitbild „Schwarzstorch“, wie in der Projektmodifikation zum Windpark Gugelberg 

vom November 2013 beschrieben, anzulegen. Diese Wasserflächen sollen von 

Feuchtwiesen bzw. –weiden umgeben sein, die mit Flachwasserzonen ins Gewässer 

übergehen. Ein geeignetes Management ist vorzusehen, so dass ein Mosaik aus of-

fenen Wasserflächen, Verlandungszonen und Feuchtwiesen/weiden erhalten bleibt.  

b) Für den Rotmilan sind 1 ha Brachen als Nahrungsflächen gemäß dem Leitbild 

„Rotmilan“ anzulegen. 

c) Vor Baubeginn des Vorhabens ist ein Detailkonzept vorzulegen. Als Grundla-

ge für die Planung der Flächen für den Schwarzstorch wird eine hydrologische Mo-

dellierung als geeignet erachtet. Das Detailkonzept hat Angaben über den zu erwar-

tenden Anteil an offener Wasserfläche in trockenen und feuchten Jahren sowie eine 

Prognose für das Durchschnittsjahr zu enthalten. Anzustreben sind gemäß Leitbild 

Schwarzstorch offene Wasserflächen zwischen 30% und 70% der jeweiligen Vernäs-

sungsflächen, für das Durchschnittsjahr etwa 50%. Im Detailkonzept sind Pflege-

maßnahmen, Wartungsmaßnahmen und allfällig erforderliche Maßnahmen zur hyd-

rologischen Nachbesserung anzuführen.  

d) Das Vorhandensein und die Geeignetheit der Fläche(n) und die Umsetzung 

der Maßnahmen sind der Behörde spätestens 3 Monate vor Inbetriebnahme des 

Vorhabens zu belegen. 

e) Auf Betriebsdauer der WKA ist der zuständigen Behörde in einem jährlichen 

Bericht nachzuweisen, dass die genannten Flächen für Rotmilan und Schwarzstorch 

entsprechend dem Leitbildkonzept vorhanden sind bzw. entsprechend bewirtschaftet 

werden (kurzer Bewirtschaftungsbericht).  
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f) Die Habitatnutzung des Schwarzstorches auf den 7 ha Feuchtflächen (Nah-

rungsflächen) ist mit geeigneten Methoden in zwei Erhebungsperioden (je-weils April 

- Mitte September) während der Betriebsdauer der WKA zu erheben und ein Ergeb-

nisbericht an die zuständige Behörde zu übermitteln.  

g) Die Raumnutzung von Rotmilan und Schwarzstorch im Windpark Gugelberg 

ist mit geeigneten Methoden in zwei Erhebungsperioden (jeweils April - Mitte Sep-

tember) während der Betriebsdauer der WKA durchzuführen. Hier ist insbesondere 

auf Meidedistanzen, Flugkorridore und die Raumnutzung innerhalb und außerhalb 

des Windparks zu achten. 

h) Zusätzlich ist eine Suche nach Kollisionsopfern mit geeigneter Methode (z.B. 

im 100 m Suchradius, in 2-wöchigen Intervallen) in zwei Erhebungsperioden jeweils 

zwischen April und Mitte September durchzuführen. Darüber ist ein Ergebnisbericht 

an die zuständige Behörde zu übermitteln.  

i) Alle Maßnahmen sind in ein kleinregionales Entwicklungskonzept bzw. einen 

regionalen Aktionsplan, besonders für Schwarzstorch und Rotmilan, einzubinden. 

III.3.10 Raumordnung/Landschaftsbild/Ortsbild 

(Hinweis: Die Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, 

RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind auch im Hinblick 

auf die Änderungen einzuhalten, sofern sie nachfolgend nicht abgeändert werden.) 

Diese lauten wie folgt: 

I.4.10 Raumordnung/Landschaftsbild/Ortsbild 

I.4.10.1 Rechtzeitig vor Baubeginn ist die genaue Lage sämtlicher betroffener Sach-

güter in Kooperation mit den Betreibern/Eigentümern zu bestimmen. Um Schäden an 

Sachgütern oder Gefährdungen zu vermeiden, sind rechtzeitig vor Baubeginn mit 

den betroffenen Betreibern/Eigentümern geeignete Maßnahmen festzulegen bzw. 

Vereinbarungen zu treffen. Sämtliche auftretende Schäden an Sachgütern sind durch 

den Projektwerber nach dem Verursacherprinzip zu beheben / abzugelten. 

I.4.10.2 Hinsichtlich potentieller archäologischer Fundstellen sind rechtzeitig vor Bau-

beginn in Abstimmung mit dem Bundesdenkmalamt die notwendigen Maßnahmen im 

Bereich der geplanten Anlagen festzulegen, um Beeinträchtigungen zu vermeiden. 
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I.4.10.3 Werbeaufschriften oder ähnlich auffällige Farbmuster an Masten und Rotor-

blättern sind zu unterlassen, sofern diese nicht durch andere Auflagen vorgeschrie-

ben sind. 

Folgende (geänderten) Auflagen sind einzuhalten: 

III.3.10.1 Es sin begrünte Fundamenthügeln und Bepflanzungen der Böschungen mit 

heimischen, standortgerechten Sträuchern zur Sichtverschattung der um 3 m her-

ausgehobenen Fundamente herzustellen. Die Bepflanzungen der Böschungen sind 

vor bzw. spätestens 4 Wochen nach Inbetriebnahme des Windparks durchzuführen 

und auf Dauer des Bestands des Windparks entsprechend zu pflegen. Mit der Maß-

nahme ist sicherzustellen, dass die herausgehobenen Fundamente nicht oder nur 

unwesentlich als bauliche Anlagen sichtbar sind. 

III.3.10.2 Die Bepflanzungsmaßnahme sind mit dem Sachverständigen für Pflanzen, 

Tiere und Lebensräume abzustimmen, um sicherzustellen, dass durch die Bepflan-

zungen keine zusätzlichen Gefährdungen für Tiere (Anlockung) entstehen. 

III.3.10.3 Zur Minimierung der Auswirkungen der Schaltstation inkl. Blindleistungs-

kompensationsanlage ist eine mind. 2 m hohe Sichtschutzhecke mit einheimischen 

Sträuchern an den beiden Längsseiten und an der Hinterseite zu pflanzen und dau-

erhaft zu pflegen. 

III.3.11 Umwelthygiene 

Zur Auflagen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-

641/026-2014: 

I.4.11 Umwelthygiene 

I.4.11.1 entfällt 

III.4 Befristungen gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 

Sämtliche Fristen für das Vorhaben werden gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 festge-

legt. 
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(Die im Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. Apr il 2014, RU4-U-641/026-

2014, gemäß § 17 Abs 6 UVP-G 2000 festgelegt Friste n werden soweit nachfol-

gend nichts anderes festgelegt wird, nicht abgeände rt. ) 

III.4.1 Erlöschen der Genehmigung (Baubeginnfrist) 

Die Genehmigung erlischt, wenn mit dem Bau nicht innerhalb von drei Jahren ab 

Rechtskraft dieses Bescheides begonnen wird. 

(Hinweis: Die Befristungen des Bescheides der NÖ Landesregierung vom 

29. April 2014, RU4-U-641/026-2014, bleiben weiterhin aufrecht (kursiv) und sind 

auch im Hinblick auf die Änderungen einzuhalten. Diese lauten wie folgt: 

I.5.1 Bauvollendung 

Als Bauvollendungsfrist wird der 

31. Dezember 2018 

bestimmt. 

I.5.2 Rodungen 

I.5.2.1 Dauernde Rodung 

I.5.2.1.1 Umsetzung des Rodungszwecks 

Der Rodungszweck ist spätestens bis  

31. Dezember 2018 

zu realisieren, anderenfalls erlischt die Rodungsbewilligung. 

I.5.2.2 Ersatzaufforstungen 

Die Vornahme der Ersatzaufforstungen hat bis spätestens  

31. Dezember 2018 

zu erfolgen. 

I.5.2.3 Vorübergehende (befristete) Rodung 
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I.5.2.3.1 Umsetzung des Rodungszwecks 

Der Rodungszweck ist spätestens bis  

31. Dezember 2018 

zu realisieren, anderenfalls erlischt die Rodungsbewilligung. 

I.5.2.3.2 Erlöschen der vorübergehenden (befristeten) Rodung 

Die Bewilligung für die vorübergehende (befristete) Rodung erlischt spätestens mit 

31. Dezember 2018 

I.5.2.4 Wiederaufforstungen 

Die Wiederaufforstung der vorübergehend beanspruchten Waldflächen ist umgehend 

nach Abschluss der Errichtungsarbeiten, spätestens bis 

31. Dezember 2018 

durchzuführen.) 

(Hinweis  

Die Behörde kann diese Fristen aus wichtigen Gründen verlängern, wenn der Pro-

jektwerber/die Projektwerberin dies vor Ablauf beantragt. In diesem Fall ist der Ablauf 

der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung oder zur Entscheidung des Verwal-

tungsgerichtshofes oder Verfassungsgerichtshofes über die Abweisung des Verlän-

gerungsantrages gehemmt. Im Rahmen eines Berufungsverfahrens oder eines Ver-

fahrens gemäß § 18b UVP-G 2000 können die Fristen von Amts wegen geändert 

werden.) 

III.5 Vorhabensbeschreibung 

III.5.1 Kurzbeschreibung des UVP-genehmigten Bestan des 

III.5.1.1 Allgemeines 

III.5.1.1.1 Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-

641/026-2014, wurde der der Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr 

Rechtsanwälte GmbH, A-1010 Wien, Schottenring 19, die Genehmigung zur Errich-
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tung und zum Betrieb des Vorhabens „Windpark Gugelberg“ (3 Windenergieanlagen 

der Type REpower 3.2M114 mit einer Nabenhöhe von 143 m und einem Rotor-

durchmesser von 114 m sowie einer Nennleistung je Anlage von 3,17 MW und einer 

maximalen Einspeiseleistung des Windparks von 9,51 MW) in der Marktgemeinde 

Gaweinstal, im Verwaltungsbezirk Mistelbach, erteilt. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die von den gegenständlichen WEA-Standorten be-

troffenen Grundparzellen, wobei die fett markierten Parzellen-Nummern jene Grund-

stücke kennzeichnen, auf welchen die Fundamente geplant sind. 

WEA-Nr. Grund-

stücks-

Nummer* 

GST-

Nutzung 

Katastral-

gemeinde 

Gemein-

de 

Politischer  

Bezirk 

GB 1 761 Wald Höbers-

brunn 

Ga-

weinstal 

Mistelbach 

GB 2 677, 676, 

675, 674, 

673/2, 673/1, 

671, 670, 

669, 668, 667 

Landwirt-

schaftliche 

Nutzung 

Höbers-

brunn 

Ga-

weinstal 

Mistelbach 

GB 3 719, 720, 

649/2, 649/1, 

648, 645, 

644, 643/2, 

643/1 

Landwirt-

schaftliche 

Nutzung 

Höbers-

brunn 

Ga-

weinstal 

Mistelbach 

* Fett  hervorgehoben sind die Nummern jener Grundstücke, auf welchen die Fun-

damente der WEAs geplant sind. Die nicht markierten Nummern bezeichnen die 

durch Kranstellflächen, Vormontageflächen oder vom Luftraum der WEAs betroffe-

nen Parzellen. 

III.5.1.2 Umfang des Vorhabens 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen folgende Bestandteile: 
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a) Errichtung und Betrieb von 3 Windenergieanlagen (WEAs) 

Das Windparkprojekt besteht aus 3 WEAs der Type REpower 3.2M114 mit einer Na-

benhöhe von 143 m und einem Rotordurchmesser von 114 m. Die Nennleistung be-

trägt je Anlage 3,17 MW, jene des gesamten Windparks demnach 9,5 MW. 

b) Windpark-Verkabelung und Netzanbindung 

Die einzelnen Windenergieanlagen werden über Mittelspannungs-Erdkabelsysteme 

(u.a. mit LWL-Leerrohren mit Lichtwellenleiter) untereinander verbunden. Ein weite-

res Mittelspannungs-Erdkabelsystem führt von den Windenergieanlagen zum Netz-

anschlusspunkt der EVN Netz GmbH (UW Gaweinstal). Am Netzanschlusspunkt be-

findet sich die Eigentumsgrenze zwischen dem Konsenswerber und der EVN Netz 

GmbH.  

c) Errichtung von Kranstellflächen, (Vor-)Montageflächen und Lagerflächen sowie 

Errichtung und Adaptierung der notwendigen Anlagenzufahrten 

Zur Errichtung der Windenergieanlagen und ggf. bei Reparaturen und Wartungen 

sind Montageplätze erforderlich (auch als Bauplätze oder Kranstellflächen bezeich-

net). Die unmittelbare Zufahrt zu den WEA-Standorten erfolgt weitgehend über das 

bestehende Wegenetz, welches für den Baustellenverkehr und den Transport der 

WEA-Komponenten adaptiert werden muss. Zum Teil sind die Anlagenzufahrten 

auch neu zu errichten. 
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III.5.1.3 Lageplan Übersicht 

 

III.5.1.4 Lageplan Detailansicht 
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III.5.1.5 Verkabelung (Prinzipskizze) 
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III.5.2 Beabsichtigte Änderung 

III.5.2.1 Allgemeines 

Die angestrebte Änderung der UVP-Genehmigung umfasst  

- die Änderung der WEA-Type von Senvion (Repower) 3.2M114 auf Vestas 

V112 - 3,3 MW 

- die Änderung der Gesamtleistung des Windparks von 9,51 MW auf 9,9 MW 

- Anpassung der Montageflächen auf die neuen WEA Type 

- die Verkabelung der Eiswarntafeln 

- Anpassung des Erdkabels im Bereich der Autobahnquerung 

- Errichtung einer Schaltstation inkl. Blindleistungskompensationsanlage 

Der WEA-Typenwechsel bedingt im Wesentlichen folgende Änderungen in der 

Anlage: 

- Änderung des Generatorkonzepts von doppelt gespeister Asynchronmaschi-

ne auf Asynchrongenerator mit Käfigläufer und Vollumrichter 

- Erhöhung der Nennleistung je WEA von 3.170 kW auf 3.300 kW 

- Verlegung des Trafos vom Turmfuß ins Maschinenhaus 

- Dadurch Mittelspannungskabel im Turm 

- Änderung des Pitchsystems der Rotorblätter von elektrischer auf hydrauli-

sche Verstellung 

- Wasserkühler am Dach des Maschinenhauses 

- Änderung von Stahlbeton-Hybrid- auf Stahlrohrturm 

- Verringerung des Rotordurchmessers von 114 m auf 112 m 

- Verringerung der Gesamthöhe um ca. 1 m 
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Die Standortkoordinaten der Windenergieanlagen bleiben unverändert. Auch die 

Windpark-interne Verkabelung bleibt aufgrund der unveränderten WEA-Standorte im 

Wesentlichen gleich. Ausnahmen ergeben sich lediglich durch die Errichtung einer 

Schaltstation und durch geringfügige Änderungen der Lage der Kabel, weil z.B. die 

Einführung der Mittelspannungs-Erdkabel in das jeweilige Fundament der Windener-

gieanlage in anderer Weise erfolgen wird. 

Der Wechsel der Anlagentype bedingt keine Änderung der Kranstellflächen. Lediglich 

die temporär benötigten Flächen für den Aufbau der WEA werden den 

Anforderungen der neuen WEA angepasst. 

Unabhängig von der WEA-Typenänderung werden die Eiswarntafeln zukünftig 

verkabelt werden. Dadurch entfällt die Stromversorgung der Eiswarntafeln über 

Akkus und die Ansteuerung über „Funk“.  

Unabhängig von der WEA-Typenänderung ergibt sich eine Änderung der Kabeltrasse 

ins UW Gaweinstal im Bereich der Querung der Autobahn A 5 bei km 18,5. 

Aufgrund der Anforderungen an den cos(� ) gemäß den TOR D4 (cos(� )=0,90 

induktiv und kapazitiv am Netzübergabepunkt) ist eine Blindleistungs-

kompensationsanlage erforderlich. Laut Netzzugangsvereinbarung der Netz NÖ 

GmbH obliegt die Blindleistungskompensation bis zum Umspannwerk Gaweinstal 

dem Betreiber des Windparks. Für die Kompensationsanlage wird eine begehbare 

Schaltstation geplant. 

Nachfolgend werden die Vorhabensänderungen bzw. Abweichungen vom 

genehmigten Vorhaben detaillierter dargestellt. 

III.5.2.2 Änderung der WEA-Type von Senvion (REpower) 3.2M114 auf Vestas V112 

- 3,3 MW 

Statt der bewilligten WEA-Type Senvion (Repower) 3.2M114 wird ein Modell mit 

kleinerem Rotor und höherer Leistung des Herstellers Vestas, der Type V112 - 

3,3 MW errichtet und betrieben werden. 

Die wesentlichen Daten der beiden Anlagentypen werden in der nachfolgenden 

Tabelle einander gegenübergestellt: 
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 Bereits genehmigte  

Senvion (REpower) 

3.2M114 143 m NH 

Geplante  

Vestas V112 - 3,3 MW  

140 m (+ 3 m) „NH“ 

WEA-KENNDATEN 

Nennleistung 3.170 kW 3.300 kW 

Rotordurchmesser 114 m 112 m 

Nabenhöhe 143 m 140 m 

„Faktische Nabenhöhe“ 143 m  140 +3 m1 

„Faktische Gesamthöhe“ 200 m 196 + 3 m1 

ROTOR 

Rotorfläche 10.207 m² 9.852 m² 

Drehzahlbereich 6,5 – 14,1 U/min 6,2 – 17,7 U/min 

Einschalt-

Windgeschwindigkeit 

3 m/s 3 m/s 

Nenn-Windgeschwindigkeit 12,5 m/s 11,4 m/s 

Abschalt-

Windgeschwindigkeit 
22 m/s 25 m/s 

Rotorblatt-Material GFK & CFK GFK & CFK  

Pitchsystem 

Elektromotorisch 

Akkugepuffert 

Hydraulisch 

Mit Hydraulik-

Druckspeichern 

GONDEL 

Getriebe 

Mehrere 

Planetenstufen und 

eine Stirnradstufe 

Mehrere Planetenstufen 

und eine Stirnradstufe 

Gondel-Verkleidung GFK GFK 

Elektrische Komponenten und Angaben 

Generator 
Doppelt gespeister  

Asynchrongenerator 

Asynchrongenerator  

mit Käfigläufer 

Umrichter Teilumrichter Vollumrichter 

Transformator  

Trockentrafo im 

Turmfuß 

Trockentrafo in der 

Gondel (im hinteren 

Bereich) 
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Mittelspannungsschaltanlag

e  

Gasisoliert (SF6), metallgekapselt, im unteren 

Bereich des Turmes 

Errichtung einer 

Kompensationsstation 
— 

Die Schaltstation inkl. 

Blindleistungskompensa

tionsanlage wird bei der 

WEA GB 3 geplant. 

Steuerung der WEAs 

Scada 
REpower REguard-

System 

Vestas-Scada-System 

Turm 

Aufbau 

Stahlbeton-Hybridturm 6-teiliger Stahlrohrturm  

(3 zylindrische und 3 

konische Segmente) 

Turmlänge 140,7 m 138 m 

Außendurchmesser (oben) 3,03 m 3,3 m 

Außendurchmesser (unten) 9,6 m 4,2 m 

Fundament 

Gründungsart 

Tief- bzw. Pfahlgründung: 

Kreisringförmige Stahlbetonfundamente mit 

Pfählen 

Fundament-Durchmesser 21,5 m  18 m 

Pfahlsystem 
Bohr- oder 

Rammpfähle  

Bohr- oder Rammpfähle  

1 … „+ 3m“ aufgrund des Heraushebens des Fundamentes um 3 m  

III.5.2.3 Änderung der Windpark-Gesamtleistung von 9,51 MW auf 9,9 MW 

Durch die Änderung der WEA-Type ändert sich die Gesamtleistung von bisher 9,51 

MW auf zukünftig 9,9 MW.  

III.5.2.4 Anpassung der Montageflächen 

Durch die Änderung der WEA-Type ändern sich die temporär, für die Bauphase 

befestigten Flächen der Montageplätze geringfügig. Im Folgenden werden die 

einzelnen Montageflächen mit den jeweiligen Änderungen planlich dargestellt. 
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Die für die Änderung der WEA Type notwendigen (ungefähren) Gesamtflächen 

werden nachfolgend zusammenfassend dargestellt: 

Art der Fläche Länge  

[m] 

Breite  

[m] 

Einzel

maß 

[m²] 

Fläche  

[m²] 

Änder

ung 

[m²] 

3 Kranstellflächen 3.2M114 (genehmigt) 60 30 1.800 5.400  

3 Kranstellflächen V112 – 3,3MW 60 30 1.800 5.400 --- 
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Art der Fläche Länge  

[m] 

Breite  

[m] 

Einzel

maß 

[m²] 

Fläche  

[m²] 

Änder

ung 

[m²] 

(Änderung) 

3 Fundamente 3.2M114 (genehmigt) Durchmesser:21

,5 

363 1.089  

3 Fundamente V112 – 3,3MW 

(Änderung) 

Durchmesser:18

,0 

255 765 - 324 

Logistikfläche 3.2M114 (genehmigt) 0 0 0 0  

Logistikfläche V112 – 3,3MW 

(Änderung) 

20 60 1.200 3.600 3.600 

III.5.2.5 Bedarf an Waldflächen (gemäß Forstgesetz 1975) 

Die WEA GB 1 wurde innerhalb einer Waldfläche situiert. Hier werden durch den 

WEA Wechsel dauerhafte und temporäre Rodungen im Gesamtausmaß von 

4.544 m2 benötigt. Gegenüber der genehmigten Planung entspricht das einer 

zusätzlichen Rodungsfläche von 194 m2 (156 m2 befristete Rodung und 38 m2 

dauernde Rodung). 

Für die Verkabelungen ändern sich die Rodungsflächen gegenüber der genehmigten 

Planung nicht. 

Rodung  Grund -
stücks 
Nummer 

Katastral -
gemeinde 

Plan Nr.  Dauernde 
Rodung in 
m² 

Befristete 
Rodung 
in m² 

Kabeltrasse 
Pellendorfer 
Bach 

2988/8 Gaweinstal GB-02-26 71 215 

WEA GB 1 1951 Höbersbrunn GB-02-25 2.623 1.921 
Gesamt:   2.694 2.136 

III.5.2.6 Verkabelung der Eiswarntafeln 

Die Eiswarntafeln (bzw. deren Warnleuchten) werden zukünftig verkabelt. Dadurch 

entfällt die Stromversorgung über Akkus und die Ansteuerung über „Funk“. 

Die Kabel (Wechselspannung 230 V) werden in Rohren verlegt bzw. in verlegte 

Leerrohre eingezogen oder eingeblasen.  
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III.5.2.7 Anpassung des Erdkabels 

Auf Hinweis der Asfinag muss die Kabelführung im Bereich der Autobahnquerung 

angepasst werden. Das Mittelspannungskabel- vom Windpark zum Umspannwerk 

wird die Autobahntrasse nunmehr auf direktem Weg queren. 

Bedingt durch diese Anpassung und die geplante Errichtung einer 

Kompensationsstation (Schaltstation) ändert sich die Gesamtlänge der Kabeltrasse 

zum Umpsannwerk um ca. 200 m. 
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Liste Kabellängen für Windpark Gugelberg §18b: Erdk abelsystem 

Anfang Ende 

Pflügen bzw. 

Künette 

[m] 

Systemlänge  

-alt 

[m] 

Systemlänge 

 neu 

[m] 

UW 

Gaweinstal 
Schaltstation 6.260 6.206 6.260 

Schaltstation GB 3 15 keine SST 15 

GB 3 GB 2 170 703 700 

GB 2 GB 1 160 1.094 1.100 

Summe 6.605 8.003 8.075 

Rechtsgrundlagen 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991 (WV) idF 

BGBl. I Nr.161/2013; 

Bundesgesetz über die Prüfung der Umweltverträglichkeit, Umweltverträglichkeits-

prüfungsgesetz 2000 (UVP-G 2000), BGBl. Nr. 697/1993, idF BGBl. I Nr. 14/2014, 

insbesondere § 3 Abs 1 und 3, § 5, § 17 Abs 1 bis 6, § 18b, § 19 und § 39 sowie An-

hang 1 Spalte 2 Z 6 lit a in Verbindung mit: 

Bundesgesetz, mit dem die Organisation auf dem Gebiet der Elektrizitätswirtschaft 

neu geregelt wird (Elektrizitätswirtschafts- und –organisationsgesetz 2010 – ElWOG 

2010) BGBl. I Nr. 174/2013  

NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 (NÖ ElWG 2005) 7800-5, insbesondere §§ 5, 11 

und 12 

Bundesgesetz über Sicherheitsmaßnahmen, Normalisierung und Typisierung auf 

dem Gebiete der Elektrotechnik (Elektrotechnikgesetz 1992 - ETG 1992) BGBl. Nr. 

106/1993 idF BGBl. I Nr. 129/2013 insbesondere § 11 

NÖ STARKSTROMWEGEGESETZ 7810-4, insbesondere §§ 1, 2 und 7 

Bundesgesetz vom 2. Dezember 1957 über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz – LFG), 

BGBl. Nr. 253/1957 idF BGBl. I Nr. 61/2015, insbesondere § 85 und § 91  
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Bundesgesetz über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit (Arbeitnehme-

rInnenschutzgesetz - ASchG), BGBl. Nr. 457/1995 idF BGBl. I Nr. 60/2015 insbeson-

dere § 92 

Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales, mit der Anfor-

derungen an Arbeitsstätten und an Gebäuden auf Baustellen festgelegt und die Bau-

arbeiterschutzverordnung geändert wird (Arbeitsstättenverordnung - AStV) BGBl. II 

Nr. 368/1998 idF BGBl. II Nr. 324/2014  

Bundesgesetz vom 16. Juli 1971, betreffend die Bundesstraßen (Bundesstraßenge-

setz 1971 - BStG 1971) BGBl. Nr. 286/1971 idF BGBl. I Nr. 96/2013 insbesondere 

§ 21 

Bundesgesetz vom 3. Juli 1975, mit dem das Forstwesen geregelt wird (Forstgesetz 

1975), BGBl. Nr. 440/1975 idF BGBl. I Nr. 189/2013, insbesondere § 17 Abs 3 bis 5, 

§ 18 Abs 1, 2 und 4 

Wasserrechtsgesetz 1959, BGBl. Nr. 215/1969 idF BGBl. I Nr. 54/2014, insbesonde-

re § 32 und § 38 

NÖ GEBRAUCHSABGABEGESETZ 1973, LGBl. 3700–1 idF LGBl. Nr. 17/2015 ins-

besondere § 1 und § 2 

NÖ Naturschutzgesetz 2000, LGBl. 5500-11, insbesondere § 7, 9, 10, und 11  

Begründung 

1 Sachverhalt 

1.1 Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-

2014, wurde der Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte 

GmbH, 1010 Wien, nach Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfah-

rens die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb des Vorhabens „Windpark 

Gugelberg“, bestehend aus 3 Windenergieanlagen der Type REpower 3.2M114 mit 

einer Nabenhöhe von 143 m und einem Rotor-durchmesser von 114 m sowie einer 

Nennleistung je Anlage von 3,17 MW und einer maximalen Einspeiseleistung des 

Windparks von 9,51 MW, inklusive aller damit im Zusammenhang stehenden Be-
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gleitmaßnahmen, in der Marktgemeinde Gaweinstal, im Verwaltungsbezirk Mistel-

bach, erteilt 

1.2 Die Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte GmbH, 

1010 Wien, hat mit Schriftsatz vom 27. November 2014 einen Antrag auf Änderung 

des Bescheides gemäß § 18b UVP-G 2000 gestellt. 

1.3 Die Projektwerberin (Genehmigungsinhaberin) beabsichtigt folgende Änderun-

gen des genehmigten Vorhabens vorzunehmen:  

2 Beabsichtigte Änderung 

2.1 Die angestrebte Änderung der UVP-Genehmigung umfasst  

a) Änderung der WEA-Type von Senvion (Repower) 3.2M114 auf Vestas V112 – 

3,3 MW 

b) Änderung der Gesamtleistung des Windparks von 9,51 MW auf 9,9 MW 

c) Anpassung der Montageflächen aufgrund der neunen WEA Type 

d) Änderung der Verkabelung der Eiswarntafeln 

e) Anpassung des Erdkabels im Bereich der Autobahnquerung 

f) Errichtung einer Schaltstation inkl. Blindleistungskompensationsanlage 

3 Bisheriger Verfahrensverlauf 

3.1 Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-

2014, wurde Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte 

GmbH, A-1010 Wien, Schottenring 19, die Genehmigung des Vorhabens „Windpark 

Gugelberg“ erteilt. 

3.2 Die Gugelwind GesmbH, vertreten durch die Schönherr Rechtsanwälte GmbH, 

A-1010 Wien, Schottenring 19, hat mit Schriftsatz vom 11. November 2014 einen An-

trag auf Änderung des Bescheides gemäß § 18b UVP-G 2000 gestellt. 
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3.3 Der Antrag, die eingeholten Gutachten und die Ergebnisse des Ermittlungsver-

fahrens wurden den Verfahrensparteien und mitwirkenden Behörden gemäß 

§ 45 AVG zur Stellungnahme übermittelt. 

4 Einwendungen/Stellungnahmen 

4.1 Einwendungen  

Einwendungen gegen das Vorhaben wurden gegen das Vorhaben nicht erhoben. 

4.2 Stellungnahme des Bundesministeriums für Wissen schaft, Forschung 

und Wirtschaft 

4.2.1 Mit Schreiben vom 09.Oktober 2015 wurde mitgeteilt, dass nur bei Einhaltung 

der vorgeschlagenen Auflagen und Maßnahmen der Erteilung der Ausnahmegeneh-

migung zugestimmt werden könne. 

4.3 Stellungnahme des Bundesministeriums für Landes verteidigung und 

Sport 

4.3.1 Folgende Stellungnahme wurde abgegeben: 

Bezug nehmend auf do. Schreiben vom 2. Oktober 2015, GZ RU4-U-641/070-2015, 

wird mitgeteilt, dass aus ho. Sicht keine Einwände gegen die beantragten Änderun-

gen bestehen. Die mit ho. Note vom 20. März 2013, GZ S90999/16-Recht/2013, 

übermittelte Stellungnahme bleibt vollinhaltlich aufrecht. 

5 Erhobene Beweise 

5.1 Im Zuge des Ermittlungsverfahrens wurden Gutachten bzw Stellungnahmen zu 

folgenden Fachbereichen eingeholt. 

Fachgebiet  Nachname  Vorname  Titel  
Abwassertechnik SATTLER Stefan DI 
Bautechnik MAYRHOFER Wilhelm Ing 
Elektrotechnik SCHROTT Oswald DI 
Forst- und Jagdwirtschaft GRUBER Florian DI 
Geohydrologie/Grundwasserhydrologie ESTERLUS Michael Dr 
Lärmschutz PFISTERER Erich Ing 
Landschaftsbild/Raumordnung KNOLL Thomas DI 
Landwirtschaft EDELMANN Josef DI 
Luftfahrttechnik PICHLER Ludwig Ing. 
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Maschinenbautechnik HÖHNIG Andreas Ing 
Naturschutz/Ornithologie KOLLAR Hans Peter Dr. 
Umwelthygiene JUNGWIRTH Michael Dr. 

5.2 Dabei wurde um Beantwortung der nachfolgenden Fragen ersucht: 

6 Fragestellung 

6.1 Vollständigkeitsprüfung 

Es ergeht daher das Ersuchen die angeschlossenen Ausführungsunterlagen ein-

zusehen und bis längstens  

19. Jänner 2015 

folgende Fragen zu beantworten: 

6.1.1 Sind die vorgelegten Unterlagen für die jeweilige fachliche Beurteilung ausrei-

chend? Wenn dies nicht der Fall ist, wird um Bekanntgabe der nachzureichenden 

Unterlagen ersucht. 

6.1.2 Im Hinblick darauf, dass die Auswirkungen der geplanten Änderungen für wei-

te Bereich der im UVP-Verfahren untersuchten Schutzgüter geringfügig zu sein 

scheinen, wird um Stellungnahme ersucht, ob durch die geplante Änderung der eige-

ne Fachbereich angesprochen ist. 

Sollte dies nicht Fall sein, wird um ein „No Impact Statement“ ersucht. 

6.2 Gutachtenerstellung 

Sollten die Unterlagen beurteilbar sein und sich Änderung bei der Beurteilung des 

eigenen Fachbereiches ergeben, wird um Erstellung eines Gutachtens bis längstens  

13. Februar 2015 

zu nachfolgenden Fragen ersucht: 

6.2.1 Rufen die geplante Änderung zusätzliche, über den mit dem Bescheid der NÖ 

Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-2014, für den Windpark ge-

nehmigte Ausmaß hinausgehende Auswirkungen auf die Umwelt hervor und worin 

bestehen diese zusätzlichen Auswirkungen konkret? 
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(Soweit im jeweiligen Fachbereich Aussagen getroffen werden können:) 

6.2.2 Können diese zusätzlichen Auswirkungen das Leben oder die Gesundheit von 

Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte von Nachbarn gefähr-

den? 

6.2.3 Können diese zusätzlichen Auswirkungen nachhaltige Belastungen auf die 

Umwelt verursachen, insbesondere den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbe-

stand oder den Zustand der Gewässer bleibend schädigen? 

6.2.4 Können diese zusätzlichen Auswirkungen durch geeignete Maßnahmen oder 

Vorschreibungen (Auflagen, Bedingungen, Befristungen) begrenzt bzw. vermieden 

werden? 

6.2.5 Entspricht das eingereichte Änderungsvorhaben dem Stand der Technik und 

werden einschlägige Richtlinien und Normen eingehalten? 

6.2.6 Stehen diese zusätzlichen Auswirkungen, unter Einrechnung möglicher Maß-

nahmenvorschreibungen, dem Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung, die für 

den mit dem Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-

2014, genehmigten Windpark durchgeführt wurde, entgegen? 

6.2.7 Ist das vorliegende Änderungsvorhaben, allenfalls unter der Vorschreibung 

von Auflagen, Bedingungen und Befristungen aus der jeweiligen fachlichen Sicht ge-

nehmigungsfähig? Wenn ja, unter Vorschreibung welcher (zusätzlichen) Auflagen, 

Bedingungen und Befristungen? 

6 Entscheidungsrelevante Sachverhalt 

Der Entscheidung wurde folgendes zugrunde gelegt: 

6.1 Das Vorhaben „Windpark Gugelberg“, wie es in den Einreichunterlagen und 

den Verbesserungen und Präzisierungen (zusammenfassend unter Punkt III.5) be-

schrieben ist, sowie die von der Behörde eingeholten Gutachten, die darin enthalte-

nen Befunde und Schlussfolgerungen; 

6.2 Die in den technischen Unterlagen bereits enthaltenen, die aufgrund des Er-

mittlungsverfahrens geforderten und ins Änderungsprojekt aufgenommenen sowie 
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die von den beigezogenen Gutachtern als zusätzlich für erforderlich erachteten Maß-

nahmen (Auflagen); 

6.3 Die wesentlichen Umweltauswirkungen aufgrund der Änderungen kaum bzw. 

nur unwesentlich verändert werden. 

7 Beweiswürdigung 

7.1 Die Entscheidung gründet sich auf das durchgeführte Ermittlungsverfahren, 

insbesondere auf die Einreichunterlagen sowie auf die erstellten Gutachten sowie auf 

die Erklärungen der Parteien und der Beteiligten. 

7.2 Insbesondere wurden zu allen beurteilungsrelevanten Themen Gutachten ein-

geholt, welche die Grundlage für die Beurteilung bilden. Die Gutachten wurden von in 

den jeweiligen Fachgebieten einschlägig gebildeten Fachleuten erstellt, die nicht nur 

die fachliche Ausbildung, sondern auch entweder eine langjährige Erfahrung als 

(Amts) Sachverständige in den jeweils einschlägigen materienrechtlichen Genehmi-

gungsverfahren besitzen, als gerichtlich beeidete Sachverständige eingetragen sind 

oder auch (in der Mehrzahl) wiederholt bei UVP-Verfahren – nicht nur bei Verfahren 

der NÖ Landesregierung – als Gutachter beigezogen wurden.  

7.3 Die von der Behörde eingeholten Gutachten sind methodisch einwandfrei und 

entsprechen - sowohl formal als auch inhaltlich - den allgemeinen Standards für der-

artige Gutachten. Die beigezogenen Sachverständigen gehen in ihren Gutachten auf 

die ihnen gestellten Fragestellungen ausführlich ein. In den einzelnen Gutachten 

wurden die Prüfmethoden und das Prüfergebnis beschrieben. Anhand dieser Be-

schreibung zeigt es sich, dass bei der fachlichen Beurteilung nach wissenschaftli-

chen Maßstäben vorgegangen wurde. Vor allem kann nachvollzogen werden, dass 

der sachverständigen Beurteilung die einschlägig relevanten, rechtlichen wie fachli-

chen Regelungswerke und technischen Standards zugrunde gelegt wurden. Ange-

sichts dessen erfüllen die Ausführungen der von der Behörde beigezogenen Sach-

verständigen die rechtlichen Anforderungen, die an ein Gutachten gestellt sind.  

7.4 Die Art und Weise, wie die Beweise (insbesondere die Gutachten) von der Be-

hörde erhoben wurden, entspricht damit den Bestimmungen des Ermittlungsverfah-

rens des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes.  
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7.5 Auch inhaltlich sind die Teilgutachten schlüssig und nachvollziehbar. Ein Wider-

spruch zu den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen kann nicht erkannt 

werden. Sie sind daher der Entscheidung zu Grunde zu legen. 

7.6 Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH kann ein von einem tauglichen 

Sachverständigen erstelltes, mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgeset-

zen nicht im Widerspruch stehendes Gutachten nur auf gleicher fachlicher Ebene 

durch ein gleichwertiges Gutachten oder durch fachliche fundierte Argumente taug-

lich bekämpft werden (VwGH 25.4.2003, 2001/12/0195 ua.). Nur Widersprüche zu 

den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen können auch ohne sachver-

ständige Untermauerung aufgezeigt werden (VwGH 20.10.2005, 2005/07/0108; 

2.6.2005, 2004/07/0039; 16.12.2004, 2003/07/0175). Gegengutachten wurden aber 

im Verfahren nicht vorgelegt. 

8 Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen  

8.1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG  

§ 59. (1) Der Spruch hat die in Verhandlung stehende Angelegenheit und alle die 

Hauptfrage betreffenden Parteianträge, ferner die allfällige Kostenfrage in möglichst 

gedrängter, deutlicher Fassung und unter Anführung der angewendeten Gesetzes-

bestimmungen, und zwar in der Regel zur Gänze, zu erledigen. Mit Erledigung des 

verfahrenseinleitenden Antrages gelten Einwendungen als miterledigt. ….. 

8.2 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 - UVP -G 2000  

1. ABSCHNITT 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. ….. 

(3) Als Genehmigungen gelten die in den einzelnen Verwaltungsvorschriften für die 

Zulässigkeit der Ausführung eines Vorhabens vorgeschriebenen behördlichen Akte 

oder Unterlassungen, wie insbesondere Genehmigungen, Bewilligungen oder Fest-

stellungen. Davon ist auch die Einräumung von Dienstbarkeiten nach § 111 Abs. 4 

erster Satz des Wasserrechtsgesetzes 1959, nicht jedoch die Einräumung sonstiger 

Zwangsrechte erfasst. 
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….. 

Entscheidung 

§ 17. (1) Die Behörde hat bei der Entscheidung über den Antrag die in den betreffen-

den Verwaltungsvorschriften und im Abs. 2 bis 6 vorgesehenen Genehmigungsvo-

raussetzungen anzuwenden. Die Zustimmung Dritter ist insoweit keine Genehmi-

gungsvoraussetzung, als für den betreffenden Teil des Vorhabens in einer Verwal-

tungsvorschrift die Möglichkeit der Einräumung von Zwangsrechten vorgesehen ist. 

Die Genehmigung ist in diesem Fall jedoch unter dem Vorbehalt des Erwerbs der 

entsprechenden Rechte zu erteilen. 

(2) Soweit dies nicht schon in anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehen 

ist, gelten im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge zusätzlich nachstehende 

Genehmigungsvoraussetzungen: 

1. Emissionen von Schadstoffen sind nach dem Stand der Technik zu begrenzen, 

2. die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst gering zu halten, wo-

bei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

a) das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige 

dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, 

b) erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen verursachen, 

jedenfalls solche, die geeignet sind, den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbe-

stand oder den Zustand der Gewässer bleibend zu schädigen, oder 

c) zu einer unzumutbaren Belästigung der Nachbarn/Nachbarinnen im Sinne des 

§ 77 Abs. 2 der Gewerbeordnung 1994 führen, 

3. Abfälle sind nach dem Stand der Technik zu vermeiden oder zu verwerten oder, 

soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, ordnungsgemäß zu entsorgen. 

(3) Für Vorhaben der Ziffern 9 bis 11 des Anhanges 1 sind an Stelle des Abs. 2 die 

Kriterien des § 24f Abs. 1 und 2 anzuwenden. Für Vorhaben der Ziffer 14, sofern sie 

Flughäfen gemäß § 64 des Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957, betreffen, ist die 

Zumutbarkeit einer Belästigung im Sinn des Abs. 2 Z 2 lit. c nach bestehenden be-

sonderen Immissionsschutzvorschriften zu beurteilen. 
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(4) Die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung (insbesondere Umweltverträg-

lichkeitserklärung, Umweltverträglichkeitsgutachten oder zusammenfassende Bewer-

tung, Stellungnahmen, einschließlich der Stellungnahmen und dem Ergebnis der 

Konsultationen nach § 10, Ergebnis einer allfälligen öffentlichen Erörterung) sind in 

der Entscheidung zu berücksichtigen. Durch geeignete Auflagen, Bedingungen, Be-

fristungen, Projektmodifikationen, Ausgleichsmaßnahmen oder sonstige Vorschrei-

bungen (insbesondere auch für Überwachungs-, Mess- und Berichtspflichten und 

Maßnahmen zur Sicherstellung der Nachsorge) ist zu einem hohen Schutzniveau für 

die Umwelt in ihrer Gesamtheit beizutragen. 

(5) Ergibt die Gesamtbewertung, dass durch das Vorhaben und seine Auswirkungen, 

insbesondere auch durch Wechselwirkungen, Kumulierung oder Verlagerungen, un-

ter Bedachtnahme auf die öffentlichen Interessen, insbesondere des Umweltschut-

zes, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Be-

dingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder 

Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert wer-

den können, ist der Antrag abzuweisen. Im Rahmen dieser Abwägung sind auch re-

levante Interessen der Materiengesetze oder des Gemeinschaftsrechts, die für die 

Realisierung des Vorhabens sprechen, zu bewerten. 

(6) In der Genehmigung können angemessene Fristen für die Fertigstellung des Vor-

habens, einzelner Teile davon oder für die Inanspruchnahme von Rechten festge-

setzt werden. Die Behörde kann diese Fristen aus wichtigen Gründen verlängern, 

wenn der Projektwerber/die Projektwerberin dies vor Ablauf beantragt. In diesem Fall 

ist der Ablauf der Frist bis zur rechtskräftigen Entscheidung oder zur Entscheidung 

des Verwaltungsgerichtshofes oder Verfassungsgerichtshofes über die Abweisung 

des Verlängerungsantrages gehemmt. Im Rahmen eines Berufungsverfahrens oder 

eines Verfahrens gemäß § 18b können die Fristen von Amts wegen geändert wer-

den. 

…… 

Änderung des Bescheides vor Zuständigkeitsübergang 
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§ 18b. Änderungen einer gemäß § 17 oder § 18 erteilten Genehmigung sind vor dem 

in § 21 genannten Zeitpunkt unter Anwendung der Genehmigungsvoraussetzungen 

gemäß § 17 zulässig, wenn 

1. sie nach den Ergebnissen der Umweltverträglichkeitsprüfung dem § 17 Abs. 2 bis 

5 nicht widersprechen und 

2. die von der Änderung betroffenen Beteiligten gemäß § 19 Gelegenheit hatten, ihre 

Interessen wahrzunehmen. 

Die Behörde hat dabei das Ermittlungsverfahren und die Umweltverträglichkeitsprü-

fung insoweit zu ergänzen, als dies im Hinblick auf ihre Zwecke notwendig ist. 

Partei- und Beteiligtenstellung sowie Rechtsmittelbefugnis 

§ 19. (1) Parteistellung haben 

1. Nachbarn/Nachbarinnen: Als Nachbarn/Nachbarinnen gelten Personen, die durch 

die Errichtung, den Betrieb oder den Bestand des Vorhabens gefährdet oder belästigt 

oder deren dingliche Rechte im In- oder Ausland gefährdet werden könnten, sowie 

die Inhaber/Inhaberinnen von Einrichtungen, in denen sich regelmäßig Personen vo-

rübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen; als Nach-

barn/Nachbarinnen gelten nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe des 

Vorhabens aufhalten und nicht dinglich berechtigt sind; 

hinsichtlich Nachbarn/Nachbarinnen im Ausland gilt für Staaten, die nicht Vertrags-

parteien des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, der Grund-

satz der Gegenseitigkeit; 

2. die nach den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Parteien, 

soweit ihnen nicht bereits nach Z 1 Parteistellung zukommt; 

3. der Umweltanwalt gemäß Abs. 3; 

4. das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zur Wahrnehmung der wasserwirt-

schaftlichen Interessen gemäß § 55 Abs. 4 WRG 1959; 

5. Gemeinden gemäß Abs. 3; 
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6. Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4, ausgenommen im vereinfachten Verfahren 

(Abs. 2) und 

7. Umweltorganisationen, die gemäß Abs. 7 anerkannt wurden. 

(2) Im vereinfachten Verfahren können Bürgerinitiativen gemäß Abs. 4 als Beteiligte 

mit dem Recht auf Akteneinsicht am Verfahren teilnehmen. 

(3) Der Umweltanwalt, die Standortgemeinde und die an diese unmittelbar angren-

zenden österreichischen Gemeinden, die von wesentlichen Auswirkungen des Vor-

habens auf die Umwelt betroffen sein können, haben im Genehmigungsverfahren 

und im Verfahren nach § 20 Parteistellung. Sie sind berechtigt, die Einhaltung von 

Rechtsvorschriften, die dem Schutz der Umwelt oder der von ihnen wahrzunehmen-

den öffentlichen Interessen dienen, als subjektives Recht im Verfahren geltend zu 

machen und Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(4) Eine Stellungnahme gemäß § 9 Abs. 5 kann durch Eintragung in eine Unterschrif-

tenliste unterstützt werden, wobei Name, Anschrift und Geburtsdatum anzugeben 

und die datierte Unterschrift beizufügen ist. Die Unterschriftenliste ist gleichzeitig mit 

der Stellungnahme einzubringen. Wurde eine Stellungnahme von mindestens 200 

Personen, die zum Zeitpunkt der Unterstützung in der Standortgemeinde oder in ei-

ner an diese unmittelbar angrenzenden Gemeinde für Gemeinderatswahlen wahlbe-

rechtigt waren, unterstützt, dann nimmt diese Personengruppe (Bürgerinitiative) am 

Verfahren zur Erteilung der Genehmigung für das Vorhaben und nach § 20 als Partei 

oder als Beteiligte (Abs. 2) teil. Als Partei ist sie berechtigt, die Einhaltung von Um-

weltschutzvorschriften als subjektives Recht im Verfahren geltend zu machen und 

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof oder den Verfassungsgerichtshof zu er-

heben. 

(5) Vertreter/in der Bürgerinitiative ist die in der Unterschriftenliste als solche be-

zeichnete Person, mangels einer solchen Bezeichnung die in der Unterschriftenliste 

an erster Stelle genannte Person. Der Vertreter/die Vertreterin ist auch Zustellungs-

bevollmächtigter gemäß § 9 Abs. 1 des Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982. Schei-

det der Vertreter/die Vertreterin aus, so gilt als Vertreter/in der Bürgerinitiative die in 

der Unterschriftenliste jeweils nächstgereihte Person. Der Vertreter/die Vertreterin 

kann mittels schriftlicher Erklärung an die Behörde durch eine/n andere/n ersetzt 
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werden. Eine solche Erklärung bedarf der Unterschrift der Mehrheit der Bürgerinitiati-

ve. 

….. 

6. ABSCHNITT 

GEMEINSAME BESTIMMUNG 

Behörden und Zuständigkeit 

§ 39. (1) Für die Verfahren nach dem ersten und zweiten Abschnitt ist die Landesre-

gierung zuständig. ….. 

(2) In Verfahren nach dem zweiten Abschnitt beginnt die Zuständigkeit der Landes-

regierung mit der Rechtskraft einer Entscheidung gemäß § 3 Abs. 7, dass für ein 

Vorhaben eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem Bundesgesetz durchzu-

führen ist, ….. 

Anhang 1 

Z 6  a) Anlagen zur Nutzung 

von Windenergie mit ei-

ner elektrischen Ge-

samtleistung von min-

destens 20 MW oder mit 

mindestens 20 Konver-

tern; 

b) Anlagen zur Nutzung 

von Windenergie in schutz-

würdigen Gebieten der Ka-

tegorie A mit einer elektri-

schen Gesamtleistung von 

mindestens 10 MW oder mit 

mindestens 10 Konvertern. 

8.3 NÖ Elektrizitätswesengesetz 2005 

§ 5 

Genehmigungspflicht 

(1) Unbeschadet der nach anderen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen oder 

Bewilligungen bedarf die Errichtung, wesentliche Änderung und der Betrieb einer Er-

zeugungsanlage mit einer Engpassleistung von mehr als 50 Kilowatt (kW), soweit 
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sich aus den Abs. 2, 3 oder 4 nichts anderes ergibt, nach Maßgabe der folgenden 

Bestimmungen einer elektrizitätsrechtlichen Genehmigung (Anlagengenehmigung). 

….. 

§ 11 

Voraussetzungen für die Erteilung der elektrizitätsrechtlichen Genehmigung 

(1) Erzeugungsanlagen sind entsprechend dem Stand der Technik so zu errichten, 

zu ändern und zu betreiben, dass durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage 

oder durch die Lagerung von Betriebsmitteln oder Rückständen und dergleichen 

1. das Leben oder die Gesundheit des Betreibers der Erzeugungsanlage, 

2. das Leben oder die Gesundheit oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rech-

te der Nachbarn nicht gefährdet werden, 

3. Nachbarn durch Lärm, Geruch, Erschütterung, Wärme, Schwingungen, Blendung 

oder in anderer Weise nicht unzumutbar belästigt werden, 

4. die zum Einsatz gelangende Energie unter Bedachtnahme auf die Wirtschaftlich-

keit effizient eingesetzt wird und 

5. der Standort geeignet ist. 

(2) Unter Gefährdungen im Sinne des Abs. 1 Z. 2 sind nur jene zu verstehen, die 

über solche hinausgehen, die von Bauwerken (z.B. Hochhäuser, Sendemasten, 

Windkraftanlagen) üblicherweise ausgehen. Unter einer Gefährdung des Eigentums 

im Sinne des Abs. 1 Z. 2 ist die Möglichkeit einer bloßen Minderung des Verkehrs-

wertes des Eigentums nicht zu verstehen. 

(3) Ob Belästigungen im Sinne des Abs. 1 Z. 3 zumutbar sind, ist danach zu beurtei-

len, wie sich die durch die Erzeugungsanlage verursachten Änderungen der tatsäch-

lichen örtlichen Verhältnisse auf ein gesundes, normal empfindendes Kind und auf 

einen gesunden, normal empfindenden Erwachsenen auswirken. 

(4) Der Standort ist jedenfalls dann nicht geeignet, wenn das Errichten oder Betrei-

ben der Erzeugungsanlage zum Zeitpunkt der Entscheidung durch raumordnungs-
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rechtliche Vorschriften verboten ist, oder wenn die in § 56 NÖ Bauordnung 1996, 

LGBl. 8200, begründeten öffentlichen Interessen wesentlich beeinträchtigt werden. 

(5) Ist für eine Erzeugungsanlage keine Bewilligung nach der NÖ Bauordnung 1996, 

LGBl. 8200, erforderlich, sind die bautechnischen Bestimmungen und die Bestim-

mungen über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden der NÖ Bauordnung 1996 

sinngemäß anzuwenden. 

….. 

§ 12 

Erteilung der Genehmigung 

(1) Die Erzeugungsanlage ist mit schriftlichem Bescheid zu genehmigen, wenn die 

Voraussetzungen gemäß § 11 Abs. 1 erfüllt sind; insbesondere, wenn nach dem 

Stande der Technik und dem Stande der medizinischen und der sonst in Betracht 

kommenden Wissenschaften zu erwarten ist, dass überhaupt oder bei Einhaltung der 

erforderlichenfalls vorzuschreibenden bestimmten geeigneten Auflagen, die nach den 

Umständen des Einzelfalls voraussehbaren Gefährdungen vermieden und Belästi-

gungen auf ein zumutbares Maß beschränkt werden. Können die Voraussetzungen 

auch durch solche Auflagen nicht erfüllt werden, ist die elektrizitätsrechtliche Ge-

nehmigung zu versagen. 

….. 

8.4 NÖ STARKSTROMWEGEGESETZ  

NÖ Starkstromwegegesetz 

Anwendungsbereich 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz gilt für elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom, die sich nur auf 

das Gebiet des Bundeslandes Niederösterreich erstrecken. 

(2) Dieses Gesetz gilt jedoch nicht für elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom, die 

sich innerhalb des dem Eigentümer dieser elektrischen Leitungsanlagen gehörenden 
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Geländes befinden oder ausschließlich dem ganzen oder teilweisen Betrieb von Ei-

senbahnen sowie dem Betrieb des Bergbaues, der Luftfahrt, der Schifffahrt, den 

technischen Einrichtungen der Post, der Landesverteidigung oder Fernmeldezwe-

cken dienen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2 

(1) Elektrische Leitungsanlagen im Sinne dieses Gesetzes sind Anlagen (§ 1 Abs. 2 

des Elektrotechnikgesetzes 1992, BGBl. Nr. 106/1993 in der Fassung BGBl. I Nr. 

136/2001), die der Fortleitung elektrischer Energie dienen; hiezu zählen insbesonde-

re auch Umspann-, Umform- und Schaltanlagen. 

(2) Elektrische Leitungsanlagen für Starkstrom, die sich nur auf das Gebiet des Bun-

deslandes Niederösterreich erstrecken, sind solche, die auf dem Weg von der 

Stromerzeugungsstelle oder dem Anschluß an eine bereits bestehende elektrische 

Leitungsanlage bis zu den Verbrauchs- oder Speisepunkten, bei denen sie nach dem 

Projekt enden, die Grenze des Bundeslandes Niederösterreich nicht überqueren. 

(3) Starkstrom im Sinne des § 1 ist elektrischer Strom mit einer Spannung über 42 

Volt oder einer Leistung von mehr als 100 Watt. 

Bewilligung elektrischer Leitungsanlagen 

§ 3 

(1) Die Errichtung und Inbetriebnahme von elektrischen Leitungsanlagen bedarf un-

beschadet der nach anderen Vorschriften erforderlichen Genehmigungen oder Bewil-

ligungen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen der Bewilligung durch die Be-

hörde. Das gleiche gilt für Änderungen oder Erweiterungen elektrischer Leitungsan-

lagen, soweit diese über den Rahmen der hiefür erteilten Bewilligung hinausgehen. 

(2) Ausgenommen von der Bewilligungspflicht sind elektrische Leitungsanlagen bis 

1000 Volt und unabhängig von der Betriebsspannung 

1. zu Eigenkraftanlagen gehörige elektrische Leitungsanlagen, sofern hiefür keine 

Zwangsrechte gemäß §§ 11 oder 18 in Anspruch genommen werden, und 
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2. elektrische Leitungsanlagen, die ausschließlich dem Transport der in Anlagen 

gemäß § 7 Ökostromgesetz, BGBl. I Nr. 149/2002 in der Fassung BGBl. I Nr. 

80/2008, erzeugten elektrischen Energie von der Erzeugungsanlage zum öffentlichen 

Netz dienen. 

Bau- und Betriebsbewilligung 

§ 7 

(1) Die Bau- und Betriebsbewilligung ist zu erteilen, wenn die elektrische Leitungsan-

lage dem öffentlichen Interesse an der Versorgung der Bevölkerung oder eines Tei-

les derselben mit elektrischer Energie nicht widerspricht. In dieser Bewilligung hat die 

Behörde erforderlichenfalls durch Auflagen zu bewirken, daß die elektrischen Lei-

tungsanlagen diesen Voraussetzungen entsprechen. Dabei hat eine Abstimmung mit 

den bereits vorhandenen oder bewilligten anderen Energieversorgungseinrichtungen 

und mit den Erfordernissen der Landeskultur, des Forstwesens, der Wildbach- und 

Lawinenverbauung, der Raumordnung, des Natur- und Denkmalschutzes, der Was-

serwirtschaft und des Wasserrechtes, des öffentlichen Verkehrs, der sonstigen öf-

fentlichen Versorgung, der Landesverteidigung, der Sicherheit des Luftraumes und 

des Dienstnehmerschutzes zu erfolgen. Die zur Wahrung dieser Interessen berufe-

nen Behörden und die öffentlichrechtlichen Körperschaften sind im Ermittlungsver-

fahren zu hören, soweit sie durch die Leitungsanlage betroffen werden. 

(2) Die Behörde kann bei Auflagen, deren Einhaltung aus Sicherheitsgründen vor In-

betriebnahme einer Überprüfung bedarf, zunächst nur die Baubewilligung erteilen 

und sich die Erteilung der Betriebsbewilligung vorbehalten. 

(3) Soll in der technischen Ausführung der geplanten elektrischen Leitungsanlage 

von den Vorschriften über die Normalisierung und Typisierung elektrischer Anlagen 

(§ 2 des Elektrotechnikgesetzes) oder von den allgemeinverbindlichen elektrotechni-

schen Sicherheitsvorschriften (§ 3 des Elektrotechnikgesetzes) abgewichen werden, 

so ist die Bau- und Betriebsbewilligung nur unter der Auflage zu erteilen, daß eine 

entsprechende Ausnahmebewilligung des Bundesministeriums für Bauten und Tech-

nik für die geplante Abweichung erlangt wird. 
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8.5 Bundesstraßengesetz 1971 - BStG 1971 

IV. Schutz der Straßen 

Bauten an Bundesstraßen 

§ 21. (1) In einer Entfernung bis 40 m beiderseits der Bundesautobahnen dürfen 

Neu-, Zu- und Umbauten nicht vorgenommen sowie Einfriedungen nicht angelegt 

und überhaupt Anlagen jeder Art weder errichtet noch geändert werden. Der Bund 

(Bundesstraßenverwaltung) hat auf Antrag Ausnahmen zuzustimmen, soweit 

dadurch Rücksichten auf den Bestand der Straßenanlagen und des Straßenbildes, 

Verkehrsrücksichten sowie Rücksichten auf die künftige Verkehrsentwicklung oder 

erforderliche Maßnahmen nach §§ 7 und 7a nicht beeinträchtigt werden. Eine solche 

Zustimmung ist auch bei Bauführungen über oder unter Bundesautobahnen erforder-

lich. Wird die Zustimmung nicht binnen sechs Wochen nach Einlangen des Antrages 

erteilt, so entscheidet auf Antrag die Behörde über die Ausnahmebewilligung. Der 

Bund (Bundesstraßenverwaltung) ist in diesem Verfahren Partei im Sinne des § 8 

des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG. Die einschlägigen 

straßenpolizeilichen Vorschriften bleiben unberührt. 

(2) Auf Bundesschnellstraßen, Rampen von Anschlussstellen sowie Zu- und Ab-

fahrtsstraßen der Bundesautobahnen und Bundesschnellstraßen gilt Abs. 1 für eine 

Entfernung von 25 m. 

(3) Erwächst einem Grundeigentümer beziehungsweise Bergbauberechtigten durch 

die Verweigerung der Ausnahmebewilligung gemäß Abs. 1 oder 2 ein Nachteil, so 

hat die Behörde dem Grundeigentümer (Bergbauberechtigten) auf seinen Antrag in 

sinngemäßer Anwendung der §§ 18 und 20 eine angemessene Entschädigung zu-

zuerkennen, soweit es sich nicht um ein Vorhaben des Grundeigentümers (Bergbau-

berechtigten) innerhalb einer Zone von 15 m handelt. Der Bund (Bundesstraßenver-

waltung) kann in diesem Verfahren die Enteignung des von der Verfügung betroffe-

nen Grundstückes oder Grundstückteiles beantragen. 

(4) Die Breite der in Abs. 1 und 2 genannten Zonen ist vom äußeren Rand des Stra-

ßengrabens, bei aufgedämmten Straßen vom Böschungsfuß, bei im Gelände einge-

schnittenen Straßen von der oberen Einschnittsböschungskante, in Ermangelung von 
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Gräben und Böschungen von der äußeren Begrenzungslinie der Straßenbankette zu 

messen. 

(5) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie wird ermächtigt, die 

in Abs. 1 und 2 genannten Entfernungen bei Bundesstraßenabschnitten im dicht be-

siedelten Gebiet oder im Gebirge auf ein den örtlichen Verhältnissen entsprechendes 

Ausmaß zu verringern. 

(6) Die Behörde hat auf Antrag des Bundes (Bundesstraßenverwaltung) die Beseiti-

gung eines durch vorschriftswidriges Verhalten herbeigeführten Zustandes auf Kos-

ten des Betroffenen anzuordnen. 

8.6 Forstgesetz 1975 

Rodung 

§ 17 (1) Die Verwendung von Waldboden zu anderen Zwecken als für solche der 

Waldkultur (Rodung) ist verboten. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs 1 kann die Behörde eine Bewilligung 

zur Rodung erteilen, wenn ein besonderes öffentliches Interesse an der Erhaltung 

dieser Fläche als Wald nicht entgegensteht. 

(3) Kann eine Bewilligung nach Abs 2 nicht erteilt werden, kann die Behörde eine 

Bewilligung zur Rodung dann erteilen, wenn ein öffentliches Interesse an einer ande-

ren Verwendung der zur Rodung beantragten Fläche das öffentliche Interesse an der 

Erhaltung dieser Fläche als Wald überwiegt. 

(4) Öffentliche Interessen an einer anderen Verwendung im Sinne des Abs 3 sind 

insbesondere begründet in der umfassenden Landesverteidigung, im Eisenbahn-, 

Luft- oder öffentlichen Straßenverkehr, im Post- oder öffentlichen Fernmeldewesen, 

im Bergbau, im Wasserbau, in der Energiewirtschaft, in der Agrarstrukturverbesse-

rung, im Siedlungswesen oder im Naturschutz. 

(5) Bei der Beurteilung des öffentlichen Interesses im Sinne des Abs 2 oder bei der 

Abwägung der öffentlichen Interessen im Sinne des Abs 3 hat die Behörde insbe-

sondere auf eine die erforderlichen Wirkungen des Waldes gewährleistende Wald-
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ausstattung Bedacht zu nehmen. Unter dieser Voraussetzung sind die Zielsetzungen 

der Raumordnung zu berücksichtigen. 

….. 

Rodungsbewilligung; Vorschreibungen 

§ 18 (1) Die Rodungsbewilligung ist erforderlichenfalls an Bedingungen, Fristen oder 

Auflagen zu binden, durch welche gewährleistet ist, dass die Walderhaltung über das 

bewilligte Ausmaß hinaus nicht beeinträchtigt wird. Insbesondere sind danach 

1. ein Zeitpunkt festzusetzen, zu dem die Rodungsbewilligung erlischt, wenn der 

Rodungszweck nicht erfüllt wurde, 

2. die Gültigkeit der Bewilligung an die ausschließliche Verwendung der Fläche zum 

beantragten Zweck zu binden oder 

3. Maßnahmen vorzuschreiben, die 

a) zur Hintanhaltung nachteiliger Wirkungen für die umliegenden Wälder oder 

b) zum Ausgleich des Verlustes der Wirkungen des Waldes (Ersatzleistung) 

geeignet sind." 

(2) In der die Ersatzleistung betreffenden Vorschreibung ist der Rodungswerber im 

Interesse der Wiederherstellung der durch die Rodung entfallenden Wirkungen des 

Waldes zur Aufforstung einer Nichtwaldfläche (Ersatzaufforstung) oder zu Maßnah-

men zur Verbesserung des Waldzustandes zu verpflichten. Die Vorschreibung kann 

auch dahin lauten, dass der Rodungswerber die Ersatzaufforstung oder die Maß-

nahmen zur Verbesserung des Waldzustands auf Grundflächen eines anderen 

Grundeigentümers in der näheren Umgebung der Rodungsfläche auf Grund einer 

nachweisbar getroffenen Vereinbarung durchzuführen hat. Kann eine Vereinbarung 

zum Zeitpunkt der Erteilung der Rodungsbewilligung nicht nachgewiesen werden, ist 

die Vorschreibung einer Ersatzleistung mit der Wirkung möglich, dass die bewilligte 

Rodung erst durchgeführt werden darf, wenn der Inhaber der Rodungsbewilligung die 

schriftliche Vereinbarung mit dem Grundeigentümer über die Durchführung der Er-

satzleistung der Behörde nachgewiesen hat. 
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….. 

(4) Geht aus dem Antrag hervor, dass der beabsichtigte Zweck der Rodung nicht von 

unbegrenzter Dauer sein soll, so ist im Bewilligungsbescheid die beantragte Verwen-

dung ausdrücklich als vorübergehend zu erklären und entsprechend zu befristen (be-

fristete Rodung). Ferner ist die Auflage zu erteilen, dass die befristete Rodungsfläche 

nach Ablauf der festgesetzten Frist wieder zu bewalden ist. 

(5) Abs 1 Z 3 lit. b und Abs 2 und 3 finden auf befristete Rodungen im Sinn des Abs 4 

keine Anwendung. 

….. 

8.7 Wasserrechtsgesetz 1959 

Bewilligungspflichtige Maßnahmen. 

§ 32. (1) Einwirkungen auf Gewässer, die unmittelbar oder mittelbar deren Beschaf-

fenheit (§ 30 Abs. 3) beeinträchtigen, sind nur nach wasserrechtlicher Bewilligung 

zulässig. Bloß geringfügige Einwirkungen, insbesondere der Gemeingebrauch (§ 8) 

sowie die ordnungsgemäße land- und forstwirtschaftliche Bodennutzung (Abs. 8), 

gelten bis zum Beweis des Gegenteils nicht als Beeinträchtigung. 

(2) Nach Maßgabe des Abs. 1 bedürfen einer Bewilligung insbesondere 

a) die Einbringung von Stoffen in festem, flüssigem oder gasförmigem Zustand in 

Gewässer (Einbringungen) mit den dafür erforderlichen Anlagen, 

….. 

c)  Maßnahmen, die zur Folge haben, daß durch Eindringen (Versickern) von Stof-

fen in den Boden das Grundwasser verunreinigt wird, 

….. 

(6) Auf Einwirkungen, Maßnahmen und Anlagen, die nach Abs. 1 bis 4 bewilligt wer-

den, finden die für Wasserbenutzungen (Wasserbenutzungsanlagen) geltenden Best-

immungen dieses Bundesgesetzes sinngemäß Anwendung. 

…..  
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VIERTER ABSCHNITT 

Von der Abwehr und Pflege der Gewässer 

Besondere bauliche Herstellungen. 

§ 38. (1) Zur Errichtung und Abänderung von Brücken, Stegen und von Bauten an 

Ufern, dann von anderen Anlagen innerhalb der Grenzen des Hochwasserabflusses 

fließender Gewässer sowie von Unterführungen unter Wasserläufen, schließlich von 

Einbauten in stehende öffentliche Gewässer, die nicht unter die Bestimmungen des 

§ 127 fallen, ist nebst der sonst etwa erforderlichen Genehmigung auch die wasser-

rechtliche Bewilligung einzuholen, wenn eine solche nicht schon nach den Bestim-

mungen des § 9 oder § 41 dieses Bundesgesetzes erforderlich ist. Die Bewilligung 

kann auch zeitlich befristet erteilt werden. 

….. 

Öffentliche Interessen. 

§ 105. (1) Im öffentlichen Interesse kann ein Antrag auf Bewilligung eines Vorhabens 

insbesondere dann als unzulässig angesehen werden oder nur unter entsprechen-

den Auflagen und Nebenbestimmungen bewilligt werden, wenn: 

a) eine Beeinträchtigung der Landesverteidigung oder eine Gefährdung der öffentli-

chen Sicherheit oder gesundheitsschädliche Folgen zu befürchten wären; 

b) eine erhebliche Beeinträchtigung des Ablaufes der Hochwässer und des Eises 

oder der Schiff- oder Floßfahrt zu besorgen ist; 

c) das beabsichtigte Unternehmen mit bestehenden oder in Aussicht genommenen 

Regulierungen von Gewässern nicht im Einklang steht; 

d) ein schädlicher Einfluß auf den Lauf, die Höhe, das Gefälle oder die Ufer der na-

türlichen Gewässer herbeigeführt würde; 

e) die Beschaffenheit des Wassers nachteilig beeinflußt würde; 

f) eine wesentliche Behinderung des Gemeingebrauches, eine Gefährdung der 

notwendigen Wasserversorgung, der Landeskultur oder eine wesentliche Beeinträch-
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tigung oder Gefährdung eines Denkmales von geschichtlicher, künstlerischer oder 

kultureller Bedeutung oder eines Naturdenkmales, der ästhetischen Wirkung eines 

Ortsbildes oder der Naturschönheit oder des Tier- und Pflanzenbestandes entstehen 

kann; 

g) die beabsichtigte Wasseranlage, falls sie für ein industrielles Unternehmen be-

stimmt ist, einer landwirtschaftlichen Benutzung des Gewässers unüberwindliche 

Hindernisse bereiten würde und dieser Widerstreit der Interessen sich ohne Nachteil 

für das industrielle Unternehmen durch Bestimmung eines anderen Standortes an 

dem betreffenden Gewässer beheben ließe; 

h) durch die Art der beabsichtigten Anlage eine Verschwendung des Wassers eintre-

ten würde; 

i) sich ergibt, daß ein Unternehmen zur Ausnutzung der motorischen Kraft eines öf-

fentlichen Gewässers einer möglichst vollständigen wirtschaftlichen Ausnutzung der 

in Anspruch genommenen Wasserkraft nicht entspricht; 

k) zum Nachteile des Inlandes Wasser ins Ausland abgeleitet werden soll; 

l) das Vorhaben den Interessen der wasserwirtschaftlichen Planung an der Siche-

rung der Trink- und Nutzwasserversorgung widerspricht. 

m) eine wesentliche Beeinträchtigung des ökologischen Zustandes der Gewässer zu 

besorgen ist; 

n) sich eine wesentliche Beeinträchtigung der sich aus anderen gemeinschaftsrecht-

lichen Vorschriften resultierenden Zielsetzungen ergibt. 

(2) Die nach Abs. 1 vorzuschreibenden Auflagen haben erforderlichenfalls auch 

Maßnahmen betreffend die Lagerung und sonstige Behandlung von Abfällen, die 

beim Betrieb der Wasseranlage zu erwarten sind, sowie Maßnahmen für den Fall der 

Unterbrechung des Betriebes und für Störfälle zu umfassen, soweit nicht die §§ 80 

oder 82a der Gewerbeordnung Anwendung finden. Die Wasserrechtsbehörde kann 

weiters zulassen, daß bestimmte Auflagen erst ab einem dem Zeitaufwand der hiefür 

erforderlichen Maßnahmen entsprechend festzulegenden Zeitpunkt nach Inbetrieb-

nahme der Anlage oder von Teilen der Anlage eingehalten werden müssen, wenn 
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dagegen vom Standpunkt des Schutzes fremder Rechte oder der in Abs. 1 genann-

ten öffentlichen Interessen keine Bedenken bestehen. 

Fristen. 

§ 112. (1) Zugleich mit der Bewilligung sind angemessene Fristen für die Bauvollen-

dung der bewilligten Anlage kalendermäßig zu bestimmen; 

….. 

8.7.1 Bewilligungsfreistellungsverordnung für Gewäs serquerungen 

§ 1. Folgende besondere bauliche Herstellungen bedürfen zu ihrer Errichtung und 

Abänderung keiner Bewilligung nach § 38 Abs. 1 des Wasserrechtsgesetzes 1959: 

1. Gewässerquerungen in Form von Unterführungen von Rohr- und Kabelleitungen 

im grabungslosen Bohr- oder Pressverfahren, bei denen ein Mindestabstand zwi-

schen Gerinnesohle und Oberkante der verlegten Leitung von 1,5 Metern eingehal-

ten wird und der maximale Rohrdurchmesser der verlegten Leitung 1,5 Meter beträgt. 

2. Gewässerquerungen in Form von Aufhängungen von Rohr- und Kabelleitungen 

an Brücken, die den Durchflussquerschnitt im Brückenbereich nicht einengen. 

3. Gewässerquerungen von Rohr- und Kabelleitungen in Form von offenen Querun-

gen zu Zeiten ohne Wasserführung an der Grabungsstelle und in Form der Verle-

gung im Einpflügeverfahren, die an Flachlandgewässern stattfinden und bei denen 

der Mindestabstand zwischen Gerinnesohle und Oberkante der verlegten Leitung 1 

Meter und der maximale Rohrdurchmesser der verlegten Leitung 1 Meter beträgt. 

8.8 NÖ Naturschutzgesetz 2000  

§ 7 

Bewilligungspflicht 

(1) Außerhalb vom Ortsbereich, das ist ein baulich und funktional zusammenhängen-

der Teil eines Siedlungsgebietes (z.B. Wohnsiedlungen, Industrie- oder Gewerbe-

parks), bedürfen der Bewilligung durch die Behörde:  
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1. die Errichtung und wesentliche Abänderung von allen Bauwerken, die nicht Ge-

bäude sind und die auch nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit Gebäuden ste-

hen und von sachlich untergeordneter Bedeutung sind;  

…. 

4. Abgrabungen oder Anschüttungen, die nicht im Zuge anderer nach diesem Gesetz 

bewilligungspflichtiger Vorhaben stattfinden, sofern sie außer bei Hohlwegen sich auf 

eine Fläche von mehr als 1.000 m² erstrecken und durch die eine Änderung des bis-

herigen Niveaus auf dem überwiegenden Teil dieser Fläche um mehr als einen Meter 

erfolgt; 

….. 

(2) Die Bewilligung nach Abs. 1 ist zu versagen, wenn  

1. das Landschaftsbild,  

2. der Erholungswert der Landschaft oder  

3. die ökologische Funktionstüchtigkeit im betroffenen Lebensraum  

nachhaltig beeinträchtigt wird und diese Beeinträchtigung nicht durch Vorschreibung 

von Vorkehrungen weitgehend ausgeschlossen werden kann. Bei der Vorschreibung 

von Vorkehrungen ist auf die Erfordernisse einer zeitgemäßen Land- und Forstwirt-

schaft sowie einer leistungsfähigen Wirtschaft soweit wie möglich Bedacht zu neh-

men.  

(3) Eine nachhaltige Beeinträchtigung der ökologischen Funktionstüchtigkeit des be-

troffenen Lebensraumes liegt insbesondere vor, wenn  

1. eine maßgebliche Störung des Kleinklimas, der Bodenbildung, der Oberflächen-

formen oder des Wasserhaushaltes erfolgt,  

2. der Bestand und die Entwicklungsfähigkeit an für den betroffenen Lebensraum 

charakteristischen Tier- und Pflanzenarten, insbesondere an seltenen, gefährdeten 

oder geschützten Tier- oder Pflanzenarten, maßgeblich beeinträchtigt oder vernichtet 

wird,  
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3. der Lebensraum heimischer Tier- oder Pflanzenarten in seinem Bestand oder 

seiner Entwicklungsfähigkeit maßgeblich beeinträchtigt oder vernichtet wird oder  

4. eine maßgebliche Störung für das Beziehungs- und Wirkungsgefüge der heimi-

schen Tier- oder Pflanzenwelt untereinander oder zu ihrer Umwelt zu erwarten ist.  

(4) Mögliche Vorkehrungen im Sinne des Abs. 2 sind:  

* die Bedingung oder Befristung der Bewilligung,  

* der Erlag einer Sicherheitsleistung sowie  

* die Erfüllung von Auflagen, wie beispielsweise die Anpassung von Böschungsnei-

gungen, die Bepflanzung mit bestimmten standortgerechten Bäumen oder Sträu-

chern, die Schaffung von Fisch-Aufstiegen, Grünbrücken oder Tierdurchlässen.  

(5) Von der Bewilligungspflicht gemäß Abs. 1 sind Maßnahmen, die im Zuge folgen-

der Vorhaben stattfinden, ausgenommen:  

1. Forststraßen und forstliche Bringungsanlagen;  

2. Bringungsanlagen gemäß § 4 des Güter- und Seilwege-Landesgesetzes 1973, 

LGBl. 6620;  

3. wasserrechtlich bewilligungspflichtige unterirdische bauliche Anlagen (z.B. 

Rohrleitungen, Schächte) für die Wasserver- und -entsorgung;  

4. Straßen, auf die § 9 Abs. 1 des NÖ Straßengesetzes 1999, LGBl. 8500, anzu-

wenden ist. 

8.9 NÖ GEBRAUCHSABGABEGESETZ 1973 

§ 1 

Gebrauchserlaubnis 

(1) Für den Gebrauch von öffentlichem Grund in der Gemeinde einschließlich seines 

Untergrundes und des darüber befindlichen Luftraumes ist vorher eine Gebrauchser-

laubnis zu erwirken, wenn der Gebrauch über die widmungsmäßigen Zwecke dieser 

Fläche hinausgehen soll. 
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….. 

§ 2 

Erteilung der Gebrauchserlaubnis, Anzeigepflicht 

(1) Die Erteilung einer Gebrauchserlaubnis ist nur auf Antrag zulässig. 

(2) Die Gebrauchserlaubnis ist zu versagen, wenn dem Gebrauch öffentliche Rück-

sichten, wie Umstände sanitärer oder hygienischer Art, der Parkraumbedarf, städte-

bauliche Interessen, Gesichtspunkte des Stadt- und Grünlandbildes oder Umstände 

des Natur-, Denkmal- oder Bodenschutzes, entgegenstehen; bei Erteilung der Ge-

brauchserlaubnis sind Bedingungen, Befristungen oder Auflagen vorzuschreiben, 

soweit dies zur Wahrung dieser Rücksichten erforderlich ist. 

8.10 NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014) 

I. Baurecht 

A) Allgemeines 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt das Bauwesen im Land Niederösterreich. 

(2) Durch dieses Gesetz werden 

1. die Zuständigkeit des Bundes für bestimmte Bauwerke (z. B. Bundesstraßen, 

Bergbau-, Eisenbahn-, Luftfahrts-, Verteidigungs-, Wasserkraft- und öffentliche 

Schifffahrtsanlagen) sowie 

2. die Vorschriften, wonach für Bauvorhaben zusätzliche Bewilligungen erforder-

lich sind (z. B. Gewerbe-, Wasser-, Naturschutz- und Umweltschutzrecht), 

nicht berührt. 

(3) Weiters sind folgende Bauwerke vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausge-

nommen: 
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1. Forststraßen und forstliche Bringungsanlagen; 

2. landwirtschaftliche Bringungsanlagen (§ 4 des Güter- und Seilwege-

Landesgesetzes 1973, LGBl. 6620); 

3. unterirdische Wasserver- und -entsorgungsanlagen (z. B. Rohrleitungen, 

Schächte) sowie Schutz- und Regulierungswasserbauten, soweit es sich um nach 

dem Wasserrechtsgesetz, BGBl. Nr. 215/1959 in der Fassung BGBl. I Nr. 54/2014, 

bewilligungs- oder anzeigepflichtige Maßnahmen handelt; 

4. elektrische Leitungsanlagen, ausgenommen Gebäude, (§ 2 des NÖ Stark-

stromwegegesetzes, LGBl. 7810), Anlagen zur Erzeugung von elektrischer Energie 

(§ 2 Abs. 1 Z 22 des NÖ Elektrizitätswesengesetzes 2005, LGBl. 7800), soweit sie 

einer elektrizitätsrechtlichen Genehmigung bedürfen, sowie Gas-, Erdöl- und Fern-

wärmeleitungen; 

5. Straßenbauwerke des Landes und der Gemeinden; 

6. bewilligungs-, anzeige- und meldefreie Vorhaben. 

….. 

8.11 NÖ Raumordnungsgesetz 2014 (NÖ ROG 2014) 

§ 20 

Grünland 

….. 

19. Windkraftanlagen: 

Flächen für Anlagen zur Gewinnung elektrischer Energie aus Windkraft mit einer 

Engpassleistung von mehr als 20 kW; erforderlichenfalls unter Festlegung der Anzahl 

der zulässigen Windkraftanlagen und der zulässigen Nabenhöhe am gleichen Stand-

ort. Es ist ausreichend, wenn die für das Fundament einer Windkraftanlage erforder-

liche Fläche gewidmet wird. 

….. 
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(3a) Bei der Widmung einer Fläche für Windkraftanlagen müssen 

1. eine mittlere Leistungsdichte des Windes von mindestens 220 Watt/m² in 130 m 

Höhe über dem Grund vorliegen und 

2. folgende Mindestabstände eingehalten werden: 

- 1.200 m zu gewidmetem Wohnbauland und Bauland-Sondergebiet mit erhöhtem 

Schutzanspruch 

- 750 m zu landwirtschaftlichen Wohngebäuden und erhaltenswerten Gebäuden im 

Grünland (Geb), Grünland Kleingärten und Grünland Campingplätzen 

- 2.000 m zu gewidmetem Wohnbauland (ausgenommen Bauland-Gebiete für er-

haltenswerte Ortsstrukturen), welches nicht in der Standortgemeinde liegt. Wenn sich 

dieses Wohnbauland in einer Entfernung von weniger als 800 m zur Gemeindegren-

ze befindet, dann beträgt der Mindestabstand zur Gemeindegrenze 1.200 m. Mit Zu-

stimmung der betroffenen Nachbargemeinde(n) kann der Mindestabstand von 2.000 

m auf bis zu 1.200 m reduziert werden. 

Bei der Widmung derartiger Flächen ist auf eine größtmögliche Konzentration von 

Windkraftanlagen hinzuwirken und die Widmung von Einzelstandorten nach Möglich-

keit zu vermeiden. 

(3b) Die Landesregierung hat durch die Erlassung eines Raumordnungsprogrammes 

Zonen festzulegen, auf denen die Widmung “Grünland – Windkraftanlage” zulässig 

ist. Dabei ist insbesondere auf die im Abs. 3a festgelegten Abstandsregelungen, die 

Interessen des Naturschutzes, der ökologischen Wertigkeit des Gebietes, des Orts- 

und Landschaftsbildes, des Tourismus, des Schutzes des Alpenraumes, auf die vor-

handenen und geplanten Transportkapazitäten der elektrischen Energie (Netzinfra-

struktur) und auf Erweiterungsmöglichkeiten bestehender Windkraftanlagen (Wind-

parks) Bedacht zu nehmen. Nach Möglichkeit ist eine regionale Ausgewogenheit an-

zustreben. Im Raumordnungsprogramm können weitere Festlegungen getroffen wer-

den (z. B. Anzahl der Windkraftanlagen in einer Zone). 

….. 
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(6) Die Errichtung von Bauwerken für die Energie- und Wasserversorgung sowie für 

die Abwasserbeseitigung, von fernmeldetechnischen Anlagen, Maßnahmen zur 

Wärmedämmung von bestehenden Gebäuden, Messstationen und Aussichtswarten, 

Kapellen, Marterln und anderen Kleindenkmälern sowie Kunstwerken darf in allen 

Grünlandwidmungsarten bewilligt werden. Die Fundamente der Windkraftanlagen 

dürfen jedoch nur auf solchen Flächen errichtet werden, die als Grünland-

Windkraftanlagen im Flächenwidmungsplan gewidmet sind. Photovoltaikanlagen dür-

fen nur auf solchen Flächen errichtet werden, die als Grünland-Photovoltaikanlagen 

gewidmet sind. 

….. 

9 Zuständigkeit 

9.1 Mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-

2014, wurde der ImWind & Partner GmbH und der evn naturkraft Erzeugungsgesell-

schaft m.b.H. die Genehmigung des Vorhabens „Windpark Gugelberg“ erteilt. Weder 

wurde das Vorhaben bisher umgesetzt noch wurde ein Verfahren nach § 20 iVm § 21 

UVP-G 2000 durchgeführt. 

9.2 Die Zuständigkeit der NÖ Landesregierung als UVP-Behörde zur Beurteilung 

der beantragten Änderungen ist daher gegeben. 

10 Subsumption 

10.1 Genehmigungspflichtige Änderung gemäß UVP-G 20 00  

10.1.1 Aufgrund der Änderung der Netzanbindung und der Kabeltrasse zum Um-

spannwerk „Gaweinstal“ sowie der begleitenden Maßnahmen insbesondere im Be-

reich der Elektrotechnik in den Genehmigungsantrag konnte a priori nicht ausge-

schlossen werden, dass durch das Änderungsvorheben andere Umweltauswirkungen 

als mit Bescheid der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-2014, 

genehmigt verursacht werden. 

10.1.2 Die gegenständlich zur Genehmigung beantragten Abweichungen zum erteil-

ten Konsens stellen Änderungen dar, die nicht bloß geringfügig erscheinen und somit 

dem Genehmigungsregime des § 18b UVP-G 2000 unterstehen.  
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10.1.3 Da die Änderung der Netzanbindung und der Kabeltrasse zum Umspannwerk 

„Gaweinstal“ sowie der begleitenden Maßnahmen insbesondere im Bereich der 

Elektrotechnik sowie der Änderung der Gesamtleistung des Windparkes somit nicht 

als geringfügige Änderung beurteilt werden muss und eine Genehmigung nach 

§ 18b UVP-G 2000 beantragt wurde, ist der Tatbestand des § 18b iVm § 17 UVP-G 

2000 und Z 6 Anhang 1 zum UVP-G 2000 erfüllt, weshalb ein Genehmigungsverfah-

ren nach § 18b UVP-G 2000 durchzuführen war. 

10.1.4 Anzumerken ist, dass durch die geplante Änderung die Identität des geneh-

migten Vorhabens gewahrt bleibt und kein aliud im rechtlichen Sinn vorliegt, weil wei-

terhin von denselben Betreibern die Errichtung eines Windparkes mit derselben An-

zahl von WEAs, mit im Wesentlichen gleichen technischen Daten (Leistung, Höhe, 

Rotordurchmesser) an den bisher geplanten Standorten beabsichtigt ist. 

10.2 Genehmigungspflichtige Änderung gemäß den mate rienrechtlichen Best-

immungen 

10.2.1 Das Vorhaben erfüllt auch aufgrund der obigen Darlegungen die unter Punkt 8 

angeführten Genehmigungstatbestände für Änderungen (insbesondere in Hinblick 

auf die Regelungen des NÖ Starkstromwegegesetzes), weshalb ein Genehmigungs-

verfahren nach § 18b iVm § 17 UVP-G 2000 iVm den angeführten materienrechtli-

chen Bestimmungen durchzuführen war.  

10.2.2 Bei der externen Wildparkverkabelung handelt es sich um eine elektrische Lei-

tungsanlagen für Starkstrom, deren Errichtung einer Bewilligungspflicht nach dem 

Starkstromwegerecht unterliegt. Da die Leitungsanlagen nicht ausschließlich dem 

Transport der in der Anlage gemäß Ökostromgesetzt erzeugten elektrischen Energie 

dienen, ist die Ausnahmebestimmung nicht anzuwenden. 

11 Rechtliche Würdigung 

11.1 Allgemeines 

11.1.1 Im gegenständlichen Änderungsverfahren wurde nun von der Behörde einer-

seits überprüft, ob die Änderungen und die dadurch verursachten zusätzlichen bzw 

geänderten Auswirkungen, unter Einrechnung möglicher Maßnahmenvorschreibun-

gen, dem Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung, die für den mit dem Bescheid 
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der NÖ Landesregierung vom 29. April 2014, RU4-U-641/026-2014, genehmigten 

Windpark durchgeführt wurde, entgegenstehen, und andererseits, ob die Genehmi-

gungsvoraussetzungen der materienrechtlichen Bestimmungen sowie des § 17 UVP-

G 2000 für die nunmehrigen Änderungen eingehalten werden.  

11.2 Zur Frage eines Widerspruch zur durchgeführten  Umweltverträglichkeits-

prüfung 

11.2.1 Insbesondere haben nun die beigezogenen Sachverständigen die beantragten 

Änderungen im Hinblick auf die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung durch-

leuchtet. Sie kommen, so nicht sogar ein sogenanntes „No-Impact Statement“ abge-

geben wurde, in ihren Stellungnahmen zu dem Schluss, dass die geänderte Ausfüh-

rungen keine nachteilige Auswirkungen auf die legal maßgebenden Schutzgüter ver-

ursachen, wobei insbesondere aus bautechnischer und elektrotechnischer Sicht die 

Vorschreibung von (anderen) Auflagen für erforderlich erachtet wurden, um dem Er-

gebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht zu widersprechen.  

11.2.2 Bei dieser fachlich anzustellenden Prüfung kamen die Sachverständigen zum 

Schluss, dass die Änderung der Anlage den geltenden technischen Standards ent-

spricht und negative Auswirkungen auf die maßgebenden Schutzinteressen nicht zu 

erwarten sind, wenn projektsgemäß vorgegangen wird und die im Spruch angeführ-

ten Auflagen eingehalten werden. Aufgrund dieser durchaus nachvollziehbaren und 

ausreichend begründeten fachlichen Einschätzungen steht für die Behörde somit 

fest, dass das Änderungsvorhaben als der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht ent-

gegenstehend zu qualifizieren ist.  

11.3 Zum Vorliegen der materienrechtlichen Genehmig ungskriterien  

11.3.1 Die Behörde hat bei der Entscheidung über einen Änderungsantrag die in den 

betreffenden Verwaltungsvorschriften (vgl Schmelz/Schwarzer, UVP-G (2011) § 18b 

RZ 7ff) und die im § 17 Abs. 2 bis 5 UVP-G 2000 vorgesehenen Genehmigungsvo-

raussetzungen anzuwenden.  

11.3.2 Es ist daher zunächst zu prüfen, ob die in den materienrechtlichen Verwal-

tungsvorschriften festgelegten Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Durch 

das Vorhaben werden jedenfalls jene materienrechtlichen Tatbestände erfüllt, die un-
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ter den entscheidungsrelevanten Rechtsgrundlagen angeführt sind. Die Prüfung hat 

daher diese Genehmigungsvoraussetzungen zu umfassen. 

11.3.3 Im Ermittlungsverfahren wurden das Vorliegen der Genehmigungskriterien der 

durch die Änderung maßgeblich angesprochenen materienrechtlichen Bestimmun-

gen aller mit angewendeten Normen geprüft und festgestellt, dass diese erfüllt sind 

und sich insbesondere keine wesentlichen zusätzlichen oder anderen Auswirkungen 

durch die Änderungen ergeben als im ursprünglichen Genehmigungsverfahren zu-

grunde gelegt wurden. 

11.3.4 Insbesondere wurde das Änderungsvorhaben nach dem Stand der Technik 

beurteilt und festgestellt, dass eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit des 

Betreibers der Erzeugungsanlage oder von Arbeitnehmern, eine Gefährdung des Le-

bens oder der Gesundheit oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der 

Nachbarn nicht gegeben ist, und Nachbarn nicht durch Lärm, Geruch, Erschütterung, 

Wärme, Schwingungen, Blendung oder in anderer Weise unzumutbar belästigt wer-

den. 

11.3.5 Anzumerken ist dazu, dass auch die Auswirkungen der geplanten Änderungen 

auf die Umwelt (Naturschutz/Gewässerschutz/Schutz des Orts- und Landschafts-

bild/Schutz der Wildökologie, des Waldes und Bodenschutz) geprüft wurden, wobei 

insbesondere auch aufgrund der „No-Impact Statements“ von der Behörde festge-

stellt wurde, dass die Änderungen keine Auswirkungen auf die angeführten öffentli-

chen Interessen haben und somit diesbezüglich auch keine Änderungstatbestände 

angesprochen sein können. 

11.3.6 Ebenso haben sich keine Änderungen betreffend die zum Einsatz gelangende 

Energie, die Wirtschaftlichkeit sowie die Effizienz und den Standort der Anlagen er-

geben. 

11.4 Zum Vorliegen der Genehmigungskriterien des UV P-G 2000 

11.4.1 Gemäß § 17 Abs 2 UVP-G 2000 sind zur Sicherstellung einer wirksamen Um-

weltvorsorge zusätzliche Genehmigungsvoraussetzungen festgelegt, soweit diese 

nicht schon in den anzuwendenden Verwaltungsvorschriften vorgesehen sind. 
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11.4.2 Gemäß § 17 Abs 2 UVP-G 2000 sind Emissionen von Schadstoffen nach dem 

Stand der Technik zu begrenzen (Z 1), die Immissionsbelastung zu schützender Gü-

ter möglichst gering zu halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die 

das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige 

dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, erhebliche Belastungen der 

Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet 

sind, den Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbestand oder den Zustand der Ge-

wässer bleibend zu schädigen, oder zu einer unzumutbaren Belästigung der Nach-

barn/Nachbarinnen im Sinne des § 77 Abs 2 der Gewerbeordnung 1994 führen. Wei-

ters sind Abfälle nach dem Stand der Technik zu vermeiden oder zu verwerten oder, 

soweit dies wirtschaftlich nicht vertretbar ist, ordnungsgemäß zu entsorgen (Z 3). 

11.4.3 All dies wurde bereits eingehend im ursprünglichen Genehmigungsverfahren 

geprüft und nun in Hinblick auf die Änderung. 

11.4.4 Wie oben angeführt wurde ein Ermittlungsverfahren durchgeführt, wobei fest-

gestellt wurde, dass das Änderungsvorhaben als der Umweltverträglichkeitsprüfung 

nicht entgegenstehend zu qualifizieren ist und nach den materienrechtlichen Best-

immungen als genehmigungsfähig zu betrachten ist. 

11.4.5 Vom Ergebnis der Prüfung der Auswirkungen auf die Umweltverträglichkeits-

prüfung und der Beurteilung der materienrechtlichen Genehmigungsvoraussetzungen 

ausgehend wurde weiters die Frage nach der Genehmigungsfähigkeit des Projektes 

gemäß UVP-G 2000 fachlich beurteilt. Durch die Beurteilung, dass das Vorhaben 

materienrechtlich genehmigungsfähig ist, ist bereits der wesentliche Teil der Frage 

nach der Genehmigungsfähigkeit gemäß UVP-G 2000 beantwortet. 

11.4.6 Da die Genehmigungskriterien des UVP-G 2000 bereits bei der Beurteilung 

der materienrechtlichen Genehmigungsfähigkeit abgearbeitet wurden, bleibt als Ge-

nehmigungskriterium nach dem UVP-G 2000 demnach im Kern die Frage, ob auch 

bei einer Gesamtbewertung die öffentlichen Interessen, wie sie sich aus den materi-

enrechtlichen Bestimmungen und den Regelungen des UVP-G 2000 ergeben, ent-

sprechend geschützt werden. 

11.4.7 Auch bei dieser Gesamtbewertung der Auswirkungen der Änderung des Vor-

habens muss aufgrund des Ermittlungsverfahren und der dabei erstellten Gutachten 
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die Behörde zum Ergebnis kommen, dass die Änderung des Vorhabens nach den 

Bestimmungen des UVP-G 2000 genehmigungsfähig ist. 

11.5 Öffentliche Interesse gemäß Forstgesetz 

11.5.1 Die Schutzfunktion der Waldflächen im verfahrensgegenständlichen Bereich 

liegt insbesondere in der Windbremsung, im Bodenschutz und der Verminderung von 

Schneeverwehungen, welche in diesen Bereichen bereits bei geringen Schneefall-

mengen gravierend sein können. Die betroffenen Waldflächen haben einen hohen 

klimatischen Einfluss auf die benachbarten landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

Dies wird durch die WEP-Kennzahl 331 für die betreffende Funktionsfläche  ausge-

drückt. Die Schutzfunktion ist somit Leitfunktion und bezieht sich überwiegend auf 

den Schutz vor Windverwehungen im zumeist landwirtschaftlich intensiv genutzten 

Gebiet und dem Schutz vor Abschwemmung in steilen Weingärten und Ackerflächen. 

Die Wohlfahrtsfunktion ergibt sich aus der Filterwirkung sowie einer Verbesserung 

des lokalen Klimas vor allem für angrenzend landwirtschaftlich genutzte Flächen. 

Wälder, insbesondere auch kleinere isolierte Waldkomplexe inmitten einer zumeist 

agrarisch intensiv genutzten Landschaft stellen thermische Senken dar, das heißt sie 

wirken als Kühlflächen der Landschaft. Bedingt durch den hohen Strahlungsenergie-

umsatz für die Wasserverdunstung sind die Waldflächen im Sommer relativ kühle Be-

reiche. Die Bodentemperaturen im Wald sind niedriger als außerhalb des Waldes, 

und zwar umso mehr, je feuchter der Waldboden ist. Der Bestandesinnenraum ist 

relativ homogen temperiert. Insbesondere während Hitzeperioden im Sommer sorgen 

vor allem Wälder durch ihre Verdunstung für eine Dämpfung der Extreme. 

11.5.2 Die Waldausstattung laut WEP der Gemeinde Gaweinstal beträgt 16.3%, die 

der KG Höbersbrunn 11,9% und die der KG Gaweinstal lediglich 2,1%. Für die Be-

trachtung des vom Windpark betroffenen Gebietes ist es noch aussagekräftiger, die 

Funktionsflächen im Waldentwicklungsplan zu betrachten. Die Funktionsfläche 1, in 

der der betroffene Windpark liegt, weist eine Wertziffer von 331 und ein Bewaldungs-

prozent von lediglich 3,6% auf. Die Funktionsfläche ist gekennzeichnet durch Wald-

armut und weist eine starke Gefährdung durch Winderosion auf. Die hohe Wohl-

fahrtswirkung ist bedingt durch die Funktionen des Waldes als Klimaausgleich, durch 

Windreduktion und Feuchtigkeitsabgabe. Das im Wald geplante Windrad liegt auf 

Funktionsfläche 20 laut WEP und weist die Wertziffern 221 auf. Die Leitfunktion ist in 
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dem Fall die Nutzfunktion, jedoch weist auch die Waldfläche hier erhöhte Schutz und 

Wohlfahrtswirkung auf. 

11.5.3 Die rodungsgegenständlichen Waldflächen liegen in einem Bereich, für welche 

im gültigen Waldentwicklungsplan (WEP) höchste Bewertung hinsichtlich ihrer 

Schutz und Wohlfahrtsfunktion ausgewiesen wurde.  

11.5.4 Es liegt ein besonderes Interesse an der Walderhaltung vor. 

11.5.5 Dem hohen öffentlichen Interesse an der Walderhaltung steht das hohe öffent-

liche Interesse an Energiegewinnung gegenüber. Das hohe öffentliche Interesse an 

der Gewinnung von Strom durch die Nutzung erneuerbarer Energieträger kommt 

durch nationale und internationale Zielsetzungen zum Ausdruck, wie beispielsweise 

das Ökostromgesetz, E-wirtschafts- und Organisationsgesetz, EU Richtlinie für er-

neuerbare Energien, Kyoto-Protokoll.  

11.5.6 Die Behörde kann eine Bewilligung zur Rodung erteilen, wenn ein besonderes 

öffentliches Interesse an der Erhaltung dieser Fläche als Wald nicht entgegensteht. 

Da ein besonderes öffentliches Interesse an der Erhaltung von der von der Rodung 

betroffenen Waldfläche jedoch gegeben ist, kann eine Bewilligung nur erteilt werden, 

wenn ein öffentliches Interesse an einer anderen Verwendung der zur Rodung bean-

tragten Fläche das öffentliche Interesse an der Erhaltung dieser Fläche als Wald 

überwiegt. 

11.5.7 Die rechtfertigenden öffentlichen Interessen werden in § 17 Abs 4 ForstG bei-

spielhaft aufgezählt. Bergbau gilt als ein öffentliches Interesse im Sinne dieser Be-

stimmung. 

11.5.8 Wie der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung zum Ausdruck 

gebracht hat, ist die Frage, ob ein bestimmter Waldboden im Hinblick auf das öffent-

liche Interesse an der Erhaltung des Waldbestandes aus einem anderen, konkurrie-

renden öffentlichen Interesse entzogen werden darf, eine Frage, die in der Regel nur 

auf Grund von Gutachten einschlägiger Sachverständiger beantwortet werden kann 

(vgl VwGH 31. März 1987, 84/0710344). 

11.5.9 Ein derartiges forsttechnisches Gutachten, aus dem klar ersichtlich ist, dass 

das Interesse an der Walderhaltung nicht überwiegt, wurde eingeholt.  
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11.5.10 Abschließend ist noch zu erwähnen, dass allfällige negative Auswirkungen 

auf die Walderhaltungszwecke durch umfangreiche Ausgleichsmaßnahmen (insbe-

sondere Ersatzaufforstungen) jedenfalls hinten angehalten werden. 

11.6 Ausnahmegenehmigung gemäß ETG 

11.6.1 Das Vorhaben erfüllt gewisse (verbindliche) elektrotechnische Vorschriften 

(Fluchtwegsicherheit) nicht. Die Behörde kann jedoch Ausnahmen von der Anwen-

dung bestimmter elektrotechnischer Sicherheitsvorschriften bewilligen, wenn die 

elektrotechnische Sicherheit im gegebenen Falle gewährleistet erscheint. 

11.6.2 Aufgrund der Ausführungen des elektrotechnischen und des bautechnischen 

Sachverständigen sowie der aufgrund dieser Ausführungen getätigten Vorschreibun-

gen ist davon auszugehen, dass die elektrotechnische Sicherheit im gegebenen Falle  

11.7 Auflagenanpassung 

11.7.1 Um sicherzustellen, dass die Auswirkungen der geplanten Änderungen nicht 

dem Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung entgegenstehen, war es notwendig 

die bereits vorgeschriebenen Auflagen anzupassen, hinzuzufügen beziehungsweise 

abzuändern. 

11.7.2 Die Anpassung und Abänderung der Auflagen und die Vorschreibung zusätzli-

cher Auflagen war auch notwendig, um die Genehmigungsfähigkeit nach den materi-

enrechtlichen Bestimmungen zu erlangen. Diese materienrechtlichen Bestimmungen 

sehen die Möglichkeit der Vorschreibung oder Abänderung von Auflagen vor, wenn 

dies aus rechtlicher und fachlicher Sicht notwendig ist. Gerade dies war auch Ergeb-

nis des Ermittlungsverfahrens. 

11.8 Zur Frage der betroffenen Beteiligten 

11.8.1 Die von der Änderung betroffenen Beteiligten müssen gemäß § 19 UVP-G 

2000 Gelegenheit haben, ihre Interessen wahrzunehmen. Eine bereits verlorene 

(präkludierte) Parteistellung lebt nicht wieder auf (Altenburger/Berger UVP-G2 § 18b 

RZ 10). D.h., eine Parteistellung von Nachbarn kann allenfalls begründet werden, 

wenn neue subjektive öffentliche Rechte berührt oder bereits tangierte subjektive öf-

fentliche Rechte anders betroffen sind.  
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11.8.2 Den potentiellen Betroffenen, den Legalparteien und mitwirkenden Behörden 

wurde im Wege des Parteiengehöhrs die Möglichkeit gegeben, sich am Verfahren zu 

beteiligen 

11.8.3 Das Ermittlungsverfahren hat auch nicht ergeben, dass es zu unzulässigen 

Immissionen oder sonstigen unzulässigen Beeinträchtigungen von Rechten Dritter 

kommt.  

11.9 Befristung  

11.10 § 17 Abs 6 UVP-G 2000 ermächtigt die genehmigende Behörde zur Vor-

schreibung von Fertigstellungsfristen und Fristen für die Inanspruchnahme von Rech-

ten. Die Fristen können auf Antrag aus wichtigen Gründen verlängert werden.  

11.11 In der gegenständlichen Entscheidung werden alle Fristen ausschließlich 

nach § 17 Abs 6 UVP-G 2000 festgelegt. Dies ist deswegen geboten, weil das UVP-

G 2000 in § 17 Abs 1 Satz 1 die Berücksichtigung der "Genehmigungsvoraussetzun-

gen" und nicht der Genehmigungsbestimmungen (so auch Fristen) in der Entschei-

dungsfindung normiert.  

11.12 In diesem Sinne gehen Eberhartinger-Tafill/Merl davon aus, dass der Ge-

setz-geber die entsprechenden Bestimmungen der mitanzuwendenden Materienge-

setze nicht für anwendbar hielt und mit § 17 Abs 6 eine abschließende Regelung tref-

fen wollte (Eberhartinger-Tafill/Merl, UVP-G 85). Baumgartner/Petek vertreten die 

An-sicht, dass materiengesetzliche Fristen subsidiär anwendbar bleiben, wenn die 

UVP-Behörde keine Fristsetzung vornimmt (Baumgartner/Petek, UVP-G 183). Im 

vorliegenden Fall macht die UVP-Behörde von der Fristsetzung nach UVP-G 2000 

vollumfänglich Gebrauch. Der Bestimmung des § 17 Abs 6 UVP-G 2000 ist der Vor-

rang vor den Fristsetzungen der Materiengesetze einzuräumen; dies sowohl aus fak-

tischen als auch aus rechtlichen Gründen. 

11.13 Mit der einheitlichen Festlegung sämtlicher Fristen nach § 17 Abs 6 UVP-G 

2000 wird in hohem Maße zur Rechtssicherheit und Rechtsklarheit beigetragen. Eine 

einheitliche, sinnvolle und nachvollziehbare Regelung aller Fristen ist damit sicherge-

stellt. 
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11.14 Im Übrigen erfolgte die Bemessung der Fristen in Anlehnung an die materi-

enrechtlich vorgesehenen Erlöschensfristen (vgl § 19 NÖ ElWG), weshalb von der 

Angemessenheit dieser zu Umsetzung des Vorhabens ausgegangen werden muss. 

12 Zusammenfassung 

12.1.1 Aus dem oben angeführten folgt nun, dass sowohl die in den materienrechtli-

chen Genehmigungsvoraussetzungen genannten öffentlichen Interessen als auch 

die im UVP-G 2000 angeführten öffentlichen Interessen nicht beeinträchtigt werden 

und auch die sonstigen Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind.  

12.1.2 Die durch die Änderung bedingten zusätzlichen Auswirkungen verursachen 

keine erheblichen Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Einwirkungen. Sie ge-

fährden nicht das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder 

sonstige dingliche Rechte von Nachbarn. Nachbarn werden nicht unzumutbar beläs-

tigt. Die geplanten Änderungen vermögen unter Einrechnung möglicher Maßnah-

menvorschreibungen am Ergebnis der bereits für das genehmigte Vorhaben durch-

geführten Umweltverträglichkeitsprüfung und Genehmigung nichts zu ändern. 

12.1.3 Die Bewilligung zur Änderung des genehmigten Vorhabens war daher zu ertei-

len. 

Rechtsmittelbelehrung 

Sie haben das Recht gegen diesen Bescheid Beschwerde zu erheben. 

Die Beschwerde ist innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses Bescheides 

schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Weise bei uns einzubringen. 

Sie hat den Bescheid, gegen den sie sich richtet, und die Behörde, die den Bescheid 

erlassen hat, zu bezeichnen. Weiters hat die Beschwerde die Gründe, auf die sich 

die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, das Begehren und die Angaben, die 

erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist, zu 

enthalten. 

Die Höhe der Pauschalgebühr für Beschwerden, Wiedereinsetzungsanträge und 

Wiederaufnahmeanträge (samt Beilagen) beträgt 30 Euro. 
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Hinweise: 

Die Gebühr ist auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrsteuern und 

Glücksspiel (IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW) zu entrichten. 

Als Verwendungszweck ist das Beschwerdeverfahren (Geschäftszahl des 

Bescheides) anzugeben. 

Der Eingabe ist - als Nachweis der Entrichtung der Gebühr - der Zahlungsbeleg oder 

ein Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung anzuschließen. 

Für jede gebührenpflichtige Eingabe ist vom Beschwerdeführer (Antragsteller) ein 

gesonderter Beleg vorzulegen. 

Ergeht an: 
1. Marktgemeinde Gaweinstal z. H. des Bürgermeisters, Kirchenplatz 3, 2191 

Gaweinstal 
2. Stadtgemeinde Mistelbach z. H. des Bürgermeisters, Hauptplatz 6, 2130 

Mistelbach 
3. Marktgemeinde Asparn an der Zaya  z. H. des Bürgermeisters, Hauptplatz 1, 

2151 Asparn an der Zaya 
4. Marktgemeinde Ringelsdorf-Niederabsdorf z. H. des Bürgermeisters, Obere 

Hauptstraße 115, 2272 Ringelsdorf 
5. Abteilung Wasserwirtschaft 1) wasserwirtschaftliches Planungsorgan; 2) 

Fachbereich Wassertechnik/Gewässerschutz, z.H. Frau DI Dürnecker 
6. NÖ Umweltanwaltschaft, Wiener Straße 54, 3109 St. Pölten 
7. Arbeitsinspektorat für den 6. Aufsichtsbezirk (Wien), Fichtegasse 11, 1010  Wien 
8. ASFINAG Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft, 

Rotenturmstraße 5-9, 1010 Wien 
9. Bezirkshauptmannschaft Mistelbach, Hauptplatz 4-5, 2130 Mistelbach 
 als mitwirkende Behörde 
10. NÖ Landesregierung Abteilung Umwelt- und Energierecht, Fachbereich 

Energierecht 
 als mitwirkende Behörde 
11. Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport, Roßauer Lände 1, 1090 

Wien 
 als mitwirkende Behörde 
12. Landeshauptmann von NÖ Abteilung Verkehrsrecht 
 als mitwirkende Behörde 
13. Bundesdenkmalamt - Abteilung Bodendenkmale, Hofburg, Säulenstiege, 1010 

Wien 
 als mitwirkende Behörde 
14. NÖ Agrarbezirksbehörde 
 als mitwirkende Behörde 
15. Bundesministerium für Wirtschaft, Familie und Jugend, Stubenring 1 , 1010 Wien 
 als mitwirkende Behörde 
16. Austro Control Österreichische Gesellschaft für Zivilluftfahrt mbH, Flughafen 

Wien, 1300 Wien-Schwechat 



 

 
Seite 98 von 98 

 als mitwirkende Behörde 
17. Abteilung Bau- und Anlagentechnik 1)  Fachbereich Elektrotechnik, z.H. Herrn DI 

Schrott; 2) Fachbereich Maschinenbautechnik, z.H. Herrn Ing. Hönig 
18. Abteilung Umwelttechnik Fachbereich Luftfahrttechnik, z.H. Herrn Ing. Pichler 
19. Abteilung Forstwirtschaft Fachbereich Forst- und Jagdwirtschaft, z.H. Herrn DI 

Gruber 
20. Gebietsbauamt Korneuburg Fachbereich Landwirtschaft, z.H. Herrn DI Edelmann, 

Laaer Straße 23, 2100 Korneuburg 
21. Abteilung Hydrologie und Geoinformation Fachbereich Geohydrologie 

(Grundwasserhydrologie), z.H. Herrn Dr. Esterlus 
22. Abteilung Umwelthygiene, z.H. Herrn Dr. Jungwirth 
23. Herrn Ing. Erich Pfisterer NOVAKUSTIK Lärmschutztechnik GmbH, 

Döttelbachgasse 10, 2700 Wr. Neustadt 
24. Herrn Dr. Hans Peter Kollar Technisches Büro für Biologie, Teschnergasse 35, 

1180  Wien 
25. Herrn Dipl.-Ing. Thomas Knoll Ziviltechniker, Schiffamtsgasse 18/13, 1020 Wien 
26. Herrn Ing. Wilhelm Mayrhofer iC consulenten Ziviltechniker GesmbH, 

Schönbrunner Straße 297, 1120 Wien 
27. Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 

Stubenbastei 5, 1010 Wien 
 zur Kenntnis 
 
 

 

NÖ Landesregierung 

Im Auftrag 

Mag. S e k y r a 

 

 


